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Zusammenfassung

 
Diskriminierung kann aus mehr als nur einem Grund  
zum Tragen kommen

Um gegen Diskriminierungen und Un-
gleichbehandlungen vorzugehen, sind 
realistische, durchführbare Lösungen für 
die Bekämpfung von Mehrfachdiskrimi-
nierung notwendig.

Dieser Bericht wurde von der Europäischen Kommission in 
Auftrag gegeben. Seine Ergebnisse beruhen auf einer Litera-
turanalyse, Fragebögen und Rundtischgesprächen mit Stake-
holdern aus Ministerien, nationalen Gleichbehandlungs-
stellen und NRO in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zwischen Januar und Mai 2007. Hauptzweck dieses 
Berichts ist es, die Auswirkungen von Mehrfachdiskrimi-
nierung herauszustellen, zu analysieren, wie die verschie-
denen an der Bekämpfung von Diskriminierung beteiligten 
Akteure vorgehen, bewährte Praktiken hervorzuheben und 
Empfehlungen dafür auszuarbeiten, wie Situationen von 
Mehrfachdiskriminierung am besten in Angriff genommen 
werden können.

Die für diesen Bericht in Ministerien, Gleichbehandlungs-
stellen und NRO durchgeführte Umfrage machte deutlich, 
dass der Begriff der Mehrfachdiskriminierung trotz der An-
erkennung, die sich in den Rechtsvorschriften zur Antidis-
kriminierung und Gleichbehandlung widerspiegelt, nach 
wie vor vage ist. Daher steht bei den meisten Institutionen 
und Organisationen, die sich mit den Rechtsvorschriften 
und Politikstrategien zur Antidiskriminierung beschäftigen, 
nach wie vor die getrennte Behandlung der einzelnen Dis-
kriminierungsgründe im Mittelpunkt. Beim Dialog mit den 
nationalen Gleichbehandlungsstellen etwa zeigt sich, dass 
die Rechtspraxis beim Umgang mit Beschwerden im Zusam-
menhang mit Mehrfachdiskriminierung in den meisten euro-
päischen Mitgliedstaaten derzeit Gefahr läuft, der von den 
Menschen erlebten Realität der Diskriminierung nicht ge-
recht zu werden. Ausmaß und Bedeutung der Beschwerden 
werden darin offenbar nicht berücksichtigt, und auch die 
Demütigung der Beschwerdeführer wird nicht anerkannt.

Frauen aus Minderheitengruppen scheinen für Mehrfach-
diskriminierung am anfälligsten zu sein. Mangelnder For-
schungseinsatz, registrierte Beschwerden und Querschnitts-
daten tragen jedoch auch bei anderen benachteiligten 
Personengruppen zur Verschleierung des Phänomens der 
Mehrfachdiskriminierung bei: etwa bei älteren Angehörigen 
ethnischer Minderheiten oder Farbigen mit Behinderung.

Mehrfachdiskriminierung kommt in allen Bereichen des ge-
sellschaftlichen Lebens vor. Der Arbeitsmarkt scheint jedoch 
der am stärksten betroffene Sektor zu sein. In vielen Mitglied-
staaten beschränkt sich der Geltungsbereich der Antidiskri-
minierungsvorschriften außerhalb der Bereiche Beschäfti-
gung und Beruf auf die Diskriminierungsgründe Geschlecht 
und rassischer bzw. ethnischer Ursprung. Dies könnte der 
Grund für die mangelnde Wahrnehmbarkeit der Mehrfach-
diskriminierung in Bereichen wie Bildung und Erziehung, Zu-
gang zu Gütern und Dienstleistungen, Sozialschutz usw. sein. 
Auch hier trägt wiederum der Mangel an Daten dazu bei, dass 
wir sowohl von der Anfälligkeit intersektioneller Gruppen als 
auch von den Bereichen, in denen Mehrfachdiskriminierung 
zum Tragen kommt, nur ein unvollständiges Bild haben. Un-
zureichende Daten bedeuten auch mangelnde Kenntnis des 
Ausmaßes der Mehrfachdiskriminierung.

Im Allgemeinen hatten die Stakeholder, die an der Studie 
teilgenommen haben, ein äußerst gut ausgeprägtes Ver-
ständnis des Phänomens der Mehrfachdiskriminierung, 
doch gibt es Unterschiede darin, wie die Mitgliedstaaten 
dieses Verständnis in die konkrete Praxis umgesetzt ha-
ben. Die Unterschiede im Verständnis scheinen erstens mit 
der Länge des Zeitraums zusammenzuhängen, über den 
Antidiskriminierungs- und Gleichbehandlungsvorschriften 
sowie die dazugehörigen Politikstrategien in den Mitglied-
staaten angewandt werden oder nicht, zweitens damit, ob 
die Rechtsvorschriften aus einem einzigen Antidiskriminie-
rungs- und Gleichbehandlungsgesetz bestehen oder nicht, 
drittens damit, ob der Auftrag der nationalen Gleichbehand-
lungsstelle auf der getrennten Behandlung der einzelnen 
Diskriminierungsgründe oder auf einem übergreifenden An-
satz beruht, und schließlich auch damit, ob es NRO vor Ort 
gibt, die im Bereich Antidiskriminierung tätig sind.

Die Mehrheit der Ministerien, NRO und Gleichbehandlungs-
stellen, die für diesen Bericht befragt wurden, verfügen 
nicht über spezielle Strategien, Aktionspläne, Sensibilisie-
rungs- oder Überwachungsmaßnahmen, die auf Mehrfach-
diskriminierung ausgerichtet wären. Das Fehlen solcher Ak-
tivitäten kann zum Teil durch nicht vorhandene spezifische 

„Manchmal ist es wirklich schwierig, gleichzeitig homosexuell 
und behindert zu sein.“ (Maya Schleimann, 22 Jahre)

„Es tut mir weh, wenn ich sehe, wie Roma-Frauen behandelt 
werden.“ (Renáta Sztojka, 44 Jahre)
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„Ich bin ein junger 
pakistanisch-
englischer Mann. 
Ich arbeite als 
Krankenpfleger.“

Rechtsvorschriften, unzureichendes Bewusstsein bezüglich 
des Phänomens und beschränkte Kapazitäten/Finanzie-
rungshilfen erklärt werden, andererseits auch dadurch, 
dass die Bekämpfung von Diskriminierung als solche selbst 
eine Herausforderung zu sein scheint.

Allerdings gibt es eine zunehmende Tendenz dahin gehend, 
dass die verschiedenen Diskriminierungsgründe immer 
stärker sowohl in die gedanklichen Erwägungen als auch 
in die praktische Arbeit einbezogen werden. In einigen Mit-
gliedstaaten arbeiten die Stakeholder aktiv über Ausschüs-
se, Partnerschaften und Netzwerke an der Förderung der 
ursachenübergreifenden Zusammenarbeit und an der Ent-
wicklung effizienter Ansätze zur Bekämpfung der Mehrfach-
diskriminierung. In diesem Bericht werden einige Beispiele 
für bewährte Praktiken herausgestellt.

NRO mit langjähriger Erfahrung in der Zusammenarbeit mit 
Organisationen und Institutionen, die in anderen Bereichen 
der Diskriminierung tätig sind, haben ein stärker ausgepräg-
tes Bewusstsein für Diskriminierung, die die sechs Diskrimi-
nierungsgründe umfasst. Die Zusammenarbeit erhöht die 
Chance zu gewährleisten, dass Politikstrategien, Aktivitäten 
und soziale Gruppen zugänglich und umfassend sind. Für 
NRO werden Einflussnahme und Unterstützungsaktivitäten 
durch die Bildung von Koalitionen mit anderen gefährdeten 
Gruppen wirkungsvoller. Das Zusammenwirken erweitert 
offenbar auch die Möglichkeiten der Mediation bei Konflik-
ten zwischen verschiedenen Diskriminierungsgründen.

Für eine von Zusammenhalt geprägte europäische Gesell-
schaft ist es außerordentlich wichtig, dass jeder gleiche 

Chancen hat und das gleiche Maß an Sozialschutz genießt. 
Die in diesem Bericht enthaltenen Fallbeschreibungen 
von Alberto, Maya, Roya, Renáta und Kassem machen die 
schädlichen Folgen von Mehrfachdiskriminierung für Be-
troffene deutlich. Ob tatsächlich erlebt oder nur empfunden 
– Mehrfachdiskriminierung verletzt die Menschen in ihrer 
Würde und verstößt gegen ihr Recht auf Gleichbehandlung 
und Chancengleichheit.

In dem Bericht werden Maßnahmen empfohlen, mit denen 
die Fähigkeit erhöht werden kann, Fälle von Mehrfachdis-
kriminierung überhaupt zu erkennen und herauszustellen, 
und die zur Sensibilisierung für die Notwendigkeit der Be-
kämpfung solcher Fälle beitragen. Außerdem wird ein eher 
ganzheitlicher und integrierter Ansatz zur Antidiskriminie-
rung allgemein empfohlen. Diskriminierung aus zwei oder 
gar mehr Gründen, die durch die auf Artikel 13 EG-Vertrag 
beruhenden Richtlinien geschützt sind, muss bekämpft, die 
derzeitigen Schwierigkeiten bei der Herausstellung aktuell 
vorkommender Mehrfachdiskriminierung müssen überwun-
den werden.

Deshalb ist es unerlässlich, die Art und Weise, auf die Men-
schen Mehrfachdiskriminierungen ausgesetzt sind, mit viel-
fältigen Instrumenten und Strategien zu beobachten und 
zu verfolgen: Forschung, Rechtsvorschriften, Sensibilisie-
rungsmaßnahmen, Schulung und Bildung, Datenerhebung, 
Sammeln und Verbreiten bewährter Praktiken sowie Förde-
rung von NRO, die sich in der Bekämpfung von Mehrfachdis-
kriminierung engagieren. 
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Zusammenfassung

Empfehlung Nr. 1: Forschung
Die Europäische Kommission sollte Forschungsarbei-
ten zur Entwicklung effizienter Schutzmechanismen 
und Rechtsrahmen für den Umgang mit Fällen von 
Mehrfachdiskriminierung in Auftrag geben. For-
schungseinrichtungen sollten die konzeptionellen In-
strumente zur Analyse von Erfahrung, Situation und 
Identität intersektioneller Gruppen ausarbeiten und 
untersuchen, wie und wo institutionelle Mehrfach-
diskriminierung von selbst zu Tage tritt.

Empfehlung Nr. 2: Rechtsvorschriften
Der Geltungsbereich der vorhandenen Antidiskrimi-
nierungsvorschriften bietet keinen effizienten Schutz 
vor Mehrfachdiskriminierung in Bereichen außerhalb 
von Beschäftigung und Beruf.

Die EU-Rechtsvorschriften zur Antidiskriminierung 
und Gleichbehandlung sollten Alter, Behinderung, 
Religion/Weltanschauung und sexuelle Ausrichtung 
in folgenden Bereichen abdecken: a) Sozialschutz 
einschließlich Sozialversicherung und Gesundheits-
fürsorge; b) soziale Vergünstigungen; c) Bildung;  
d) Zugang zu und Versorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen, die der Allgemeinheit zur Verfügung 
stehen, auch im Bereich Wohnungswesen. Die 
neuen Rechtsvorschriften müssen Bestimmungen 
zur Bekämpfung von Mehrfachdiskriminierung ent-
halten.

Empfehlung Nr. 3: Sensibilisierung
Die Europäische Kommission sollte durch die weitere 
Förderung des Grundgedankens des „Europäischen 
Jahres der Chancengleichheit für alle“ sicherstellen, 
dass der Schwerpunkt anhaltend und konsequent 
auf der Mehrfachdiskriminierung liegt. Darüber hi-
naus muss Mehrfachdiskriminierung in alle Main-
streaming- und Verträglichkeitsprüfungsinstrumente 
in den Politiken, Strategien, Aktionsplänen und 
Bestimmungen für die finanzielle Unterstützung 
von Aktivitäten einbezogen werden. Des Weiteren 
wird empfohlen, dass NRO Foren und Netzwerke 
zur Förderung des Verständnisses, des Dialogs und 
der Zusammenarbeit übergreifend über die ver-
schiedenen Diskriminierungsgründe bilden. 

Empfehlung Nr. 4:  
Förderung bewährter Praktiken
Die Sozialpartner und die nationalen Gleichbehand-
lungsstellen sollten Innovation bei den Dienstleis-
tungsanbietern und Arbeitgebern anregen, indem sie 
beispielsweise durch die Finanzierung von Pilotpro-
jekten auf Mehrfachdiskriminierung reagieren. Auch 
im Bereich von Beschäftigung und Dienstleistungs-
angebot müssen Fallstudien bewährter Praktiken 
ausgearbeitet und gefördert werden.

Empfehlung Nr. 5: Datenerhebung
Die Mitgliedstaaten sollten Strategien zur Erhebung 
von Gleichbehandlungsdaten ausarbeiten, bei denen 
mindestens die geschützten Diskriminierungsgründe 
in den Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, in 
denen Diskriminierung verboten ist, berücksichtigt 
sind.

Empfehlung Nr. 6: Schulung und Bildung
Die Mitgliedstaaten sollten die Nationalen Gleichbe-
handlungsstellen dahin gehend unterstützen, dass 
diese integrierte Ansätze für ihre Arbeit entwickeln. 
Das Personal der nationalen Gleichbehandlungs-
stellen muss sowohl in Bezug auf die Erkennung von 
Mehrfachdiskriminierung als auch hinsichtlich des 
Umgangs damit geschult werden.

Empfehlung Nr. 7: NRO, die im Bereich  
der Mehrfachdiskriminierung tätig sind 

Um dem Bedarf intersektioneller Personengruppen 
gerecht zu werden und ihre Interessen zu vertreten, 
sollte die Europäische Kommission Finanzierungs-
quellen für NRO schaffen, die im Bereich der Mehr-
fachdiskriminierung tätig sind.

Der Bericht enthält eine Reihe von Empfehlungen, darunter Folgende:





9

Einleitung

Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung sind für die 
pluralistischen und demokratischen Gesellschaften Euro-
pas zwingende Grundprinzipien und als solche auch in den 
EU-Verträgen verankert. Darüber hinaus soll mit der Umset-
zung der internationalen Menschenrechtskonventionen, der 
EU-Vorschriften zur Gleichbehandlung und Antidiskriminie-
rung und der EU-Grundrechtecharta gewährleistet werden, 
dass alle Menschen frei von Diskriminierung sind, tatsächli-
chen Schutz genießen und das Recht auf Gleichbehandlung 
und Chancengleichheit wahrnehmen können.

Mit der Einbindung von Artikel 13 in den EG-Vertrag 1999, 
der Verabschiedung der zwei Antidiskriminierungsrichtlini-
en im Jahr 2000, dem Gemeinschaftsaktionsprogramm zur 
Bekämpfung von Diskriminierungen [Progress (1)] und dem 
Europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle (2007) ha-
ben die EU und ihre Mitgliedstaaten eine dynamische Ent-
wicklung im Bereich der Antidiskriminierungsvorschriften 
und im Hinblick auf bedeutende Initiativen zur Sensibilisie-
rung für Diskriminierung genommen. Mit der Hinzufügung 
der neuen Diskriminierungsgründe – rassischer oder ethni-
scher Ursprung, Alter, Behinderung, Religion oder Weltan-
schauung und sexuelle Ausrichtung – hat das Konzept der 
Mehrfachdiskriminierung an Bedeutung gewonnen. In ihrer 
Mitteilung „Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit für 
alle – eine Rahmenstrategie“, die im Juni 2005 verabschie-
det wurde, hat die Kommission anerkannt, dass die Umset-
zung und Anwendung der Antidiskriminierungsvorschriften 
auf individueller Ebene nicht ausreicht, um die komplexen 
und tief verwurzelten Verhaltensmuster zu verändern, die 
Ursache der Ungleichbehandlung bestimmter Bevölke-
rungsgruppen sind (2). Obwohl sich die Anerkennung in den 
Antidiskriminierungsvorschriften widerspiegelt, muss die 
Mehrfachdiskriminierung als Phänomen noch eingehend 
untersucht werden.

Dieser Bericht ist das Ergebnis einer Studie, mit der die 
Mehrfachdiskriminierung in zehn Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union untersucht wurde. Die Studie wurde unter 
Anwendung der partizipatorischen Aktionsmethode durch-
geführt und beinhaltete die Teilnahme von über 100 Stake-
holdern aus der ganzen EU an Rundtischgesprächen, in 
denen das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung erörtert 
wurde. So spiegelt der Inhalt dieses Berichts die Stimme 
derjenigen Stakeholder wider, die teilnehmen und damit 
Wissen sowie Sachverstand beisteuern und miteinander 
teilen konnten.

Bei der Studie wurden Methoden qualitativer und quanti-
tativer Forschung miteinander kombiniert und die Mehr-
fachdiskriminierung aus verschiedenen Perspektiven unter-
sucht. Sie zeigt das allgemeine Verständnis des Phänomens 
auf und stellt Arten und Auswirkungen von Mehrfachdiskri-
minierung sowie gemeinsame Themen heraus. Ein zentrales 
Ziel der Studie waren die Herausstellung bewährter Prakti-
ken und die Ausarbeitung von Empfehlungen darüber, wie 
Situationen von Mehrfachdiskriminierung von allen Stake-
holdern, die im Bereich der Diskriminierungsbekämpfung 
tätig sind, am besten angegangen werden können.

In Anerkennung der Tatsache, dass die Bekämpfung von 
Diskriminierung aus einem Grund bereits eine Herausforde-
rung ist und an sich der Analyse bedarf, hoffen die Autoren, 
dass dieser Bericht zu einem erweiterten Verständnis und 
zur Sensibilisierung in Bezug auf Mehrfachdiskriminierung 
beitragen, den Wert der Umsetzung eines horizontalen An-
satzes hervorheben und zu weiteren Maßnahmen anregen 
wird.

Zu den Zwecken dieses Berichts soll unter Mehrfachdiskri-
minierung die beliebige Kombination der Diskriminierungs-
gründe Geschlecht, rassischer oder ethnischer Ursprung, 
Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter oder se-
xuelle Ausrichtung verstanden werden. Obwohl anerkannt 
ist, dass Gründe wie Schichtzugehörigkeit und sozioökono-
mischer Status maßgeblichen Einfluss auf die Anfälligkeit 
eines Menschen für Diskriminierung haben, werden in die-
ser Studie nur die oben genannten sechs Diskriminierungs-
gründe untersucht. Der Begriff „Mehrfachdiskriminierung“ 
wird als Oberbegriff für alle Situationen verwendet, in de-
nen Diskriminierung aus mehr als einem Grund zum Tragen 
kommt, sofern der Kontext keine terminologische Differen-
zierung erforderlich macht. Die Anwendung des Begriffs 
erfolgt entsprechend dem Bezugsbegriff der Studie und in 
Anlehnung an den Menschenrechtsdiskurs, in dem „Mehr-
fachdiskriminierung“ der am häufigsten verwendete Begriff 
für die Beschreibung des Phänomens ist.

Die Studie wurde im Namen der Europäischen Kommission 
und in enger Verbindung mit ihr durchgeführt. Sie wurde 
von einer Lenkungsgruppe aus Vertretern des Auftragneh-
mers, der Kommission, von NRO, von staatlichen Behörden 
und Sachverständigen überwacht.
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1 Methodischer Ansatz  
der Studie

1.1 Partizipatorische  
Aktionsforschungsmethode
Bei der Studie zur Mehrfachdiskriminierung wurde das Ver-
fahren der partizipatorischen Aktionsforschung (PAR) ange-
wandt. Bei PAR handelt es sich um eine interaktive Metho-
de, die eher auf dem Dialog basiert als auf der Einholung 
von Informationen und Sachwissen durch Interviews im Zu-
sammenhang mit einzelnen Diskriminierungsgründen.

Die partizipatorische Aktionsforschung anerkennt den un-
ersetzbaren Sachverstand von Organisationen, Verbänden 
und Einzelnen, die – in diesem Fall – Erfahrungen mit Dis-
kriminierung gemacht haben, und legt deren Erfahrungen, 
Kenntnisse und Sachverstand dar. Absicht hinter diesem 
Ansatz war, die Teilnahme von Ministerien, NRO, nationa-
len Gleichbehandlungsstellen und Sozialpartnern zu ge-
währleisten sowie die Zusammenarbeit und den Dialog der 
verschiedenen Praktiker und Akteure anzuregen, die im 
Bereich Antidiskriminierung tätig sind. Gleichzeitig war dies 
die Chance, das Bewusstsein für Mehrfachdiskriminierung 
zu schärfen.

1.2 Auswahl der Mitglied-
staaten und Stakeholder
Für die Zwecke der Studie wurden zehn Mitgliedstaaten 
ausgewählt: Dänemark, Frankreich, Griechenland, Ungarn, 
Irland, Litauen, Rumänien, Schweden, die Niederlande und 
das Vereinigte Königreich. Die Auswahl dieser zehn Mitglied-
staaten erfolgte in der Absicht, große Unterschiede darzule-
gen. Die geografische Spannweite wurde so bestimmt, dass 
Länder aus allen Teilen der EU einbezogen wurden. Durch 
diese geografische Ausdehnung wurde auch die Einbezie-
hung sowohl „alter“ als auch „neuer“ EU-Mitglieder und da-
mit verschiedener Traditionen, Erfahrungen und Praktiken 
aus dem Bereich der Antidiskriminierungsarbeit gewährleis-
tet. Die geografische Vielfalt machte auch die Einbeziehung 
von Mitgliedstaaten möglich, in denen Gemeinschaften der 
Roma und des fahrenden Volkes leben.

Für die Zwecke dieser Studie wurden vier Kategorien von 
Stakeholdern herausgestellt:

nationale Gleichbehandlungsstellen;•	

Ministerien, die für Chancengleichheit und Nichtdiskri-•	
minierung zuständig sind;

NRO auf europäischer, nationaler und kommunaler •	
Ebene (die sich für die Verteidigung der Rechte von 
Diskriminierungsopfern einsetzen);

Organisationen der Sozialpartner auf europäischer und •	
nationaler Ebene.

Um die jeweiligen Stakeholder dieser vier Kategorien in allen 
zehn Mitgliedstaaten herauszustellen, wurden verschiede-
ne Netzwerke um Unterstützung gebeten. Wichtigstes Netz-
werk dabei waren die nationalen Gleichbehandlungsstel-
len, die über Equinet kontaktiert wurden, das Europäische 
Netzwerk spezialisierter Gleichbehandlungsstellen. Die na-
tionalen Gleichbehandlungsstellen lieferten die Kontaktin-
formationen der relevanten Personen bei den Ministerien, 
den NRO und den Sozialpartnern. Wo es erforderlich war, 
wurden auch andere Stakeholder, die im Bereich der Anti-
diskriminierung auf nationaler Ebene tätig sind, zur Teilnah-
me an der Studie aufgefordert. Ein zweites, für die Studie 
wertvolles Netzwerk war die Europäische Sozialplattform. 
Die Mitglieder der Plattform sorgten für die Verbindungen 
zu NRO auf nationaler Ebene und lieferten die Kontaktinfor-
mationen potenzieller Interviewpartner.

1.3 Erhebung empirischer Daten
Das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung wurde mittels 
vier Datenerhebungsmethoden untersucht: Literaturana-
lyse, elektronische Fragebögen, Rundtischgespräche und 
persönliche Einzelinterviews mit fünf Personen, die einer 
Mehrfachdiskriminierung tatsächlich ausgesetzt waren oder 
dies so empfunden haben.

1.3.1 Literaturanalyse

Die Studie begann mit einer Literaturanalyse, mit der die 
einschlägigen wissenschaftlichen Artikel und Arbeiten zum 
Thema Mehrfachdiskriminierung heraus- und zusammenge-
stellt werden sollten. Die Recherche umfasste zugängliches 
Material aus den EU-Mitgliedstaaten sowie aus den USA 



Bekämpfung von Mehrfachdiskriminierung – Praktiken, Politikstrategien und Rechtsvorschriften

14

 
 
Teil I: Methodik und rechtliche Perspektive

und aus Kanada. Zweck der Literaturanalyse war es, einen 
Überblick über die vorhandenen Kenntnisse und Analysen 
im Bereich der Mehrfachdiskriminierung zu erhalten, mit 
dem weiteren Maßnahmen im Rahmen der Studie der Weg 
geebnet werden sollte, wobei sich die Datenerhebung auf 
die Feldarbeit, die Beschreibung und Analyse und die Aus-
arbeitung von Empfehlungen erstreckte.

1.3.2 Elektronische Fragebögen

Vier separate elektronische Fragebögen wurden ausge-
arbeitet, um die vier Kategorien von Stakeholdern gezielt 
anzusprechen. 73 Fragebögen wurden ausgefüllt abgege-
ben. Hauptzweck der elektronischen Fragebögen war es, 
eine Momentaufnahme aus den jeweiligen Mitgliedstaaten 
für die Studie zu liefern, in der sich das Verständnis, die 
Inangriffnahme und die Bekämpfung der Mehrfachdiskri-
minierung auf nationaler Ebene widerspiegeln. Die Fragen 
betrafen die Rechtsvorschriften, Sensibilisierungs- und 
Überwachungsmaßnahmen, Strategien und Bearbeitung 
von Beschwerden, Zusammenarbeit und Partnerschaften.

1.3.3 Rundtischgespräche

Von März bis April 2007 wurden 32 Rundtischgespräche 
mit Vertretern aus Ministerien, nationalen Gleichbehand-
lungsstellen, NRO und – wo es möglich war – Vertretern der 
Sozialpartner aus den zehn Teilnehmerstaaten veranstaltet. 
In den einzelnen Ländern fanden für jede Kategorie von Sta-
keholdern separate Rundtischgespräche statt. Angespro-
chen waren Betroffene im Zusammenhang mit allen sechs 
geschützten Diskriminierungsgründen. Dabei bemühte man 
sich, die Repräsentation möglichst vieler Diskriminierungs-
gründe in den einzelnen Erörterungsgesprächen zu ge-
währleisten. Ein Ziel der Rundtischgespräche waren Nach-
folgeaktionen zu den elektronischen Fragebögen und eine 

Vertiefung des Verständnisses der nationalen Kontexte, in 
denen Mehrfachdiskriminierung vorkommt. Weitere Ziele 
waren die Herausstellung von Praktiken und das Sammeln 
von Empfehlungen dazu, wie Mehrfachdiskriminierung be-
kämpft werden kann. Die Gespräche dauerten etwa zwei 
Stunden, die Zahl der Teilnehmer lag zwischen drei und 15.

Der Austausch von Kenntnissen war ein wichtiges Ergebnis, 
das die verschiedenen Teilnehmer, die im gleichen Bereich 
zusammenarbeiten, zusammenbrachte. Die Teilnehmer wur-
den in der Studie als gleichberechtigte Partner behandelt 
und ermutigt, die Gelegenheit zu nutzen und ihren Stimmen 
und Überlegungen Gehör zu verschaffen. Für einige Teilneh-
mer war es das erste Mal, dass sie die Chance hatten, sich 
mit Vertretern verschiedener Diskriminierungsgründe zu 
treffen, einschlägige Themen zu erörtern sowie Ideen und 
Erfahrungen auszutauschen. Darüber hinaus machten diese 
Treffen den Wert einer horizontalen Herangehensweise für 
das Thema Diskriminierung deutlich.

Anonyme Zitate von Teilnehmern der Rundtischgespräche 
und Fragebögen sind in diesem Bericht fett gedruckt.

1.3.4 Fallbeschreibungen

Um die Studie mit konkreten Fällen von Mehrfachdiskrimi-
nierung zu untermauern, wurden fünf Einzelinterviews mit 
Personen durchgeführt, die einer Mehrfachdiskriminierung 
tatsächlich ausgesetzt waren oder dies so empfunden ha-
ben. Zweck dieser Einzelinterviews war die Förderung des 
Verständnisses der Auswirkungen von tatsächlicher oder 
empfundener Mehrfachdiskriminierung auf den Menschen 
sowie die Bereicherung der Studie mit persönlichen Schil-
derungen, die als Fallbeispiele dienen können. Die fünf 
interviewten Personen kamen aus verschiedenen Mitglied-
staaten und standen für unterschiedliche Kombinationen 
der sechs Diskriminierungsgründe.
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2 Literaturanalyse

2.1 Einleitung
Diese Übersicht beschränkt sich auf sechs Diskriminierungs-
gründe, darunter Geschlecht, rassischer und ethnischer Ur-
sprung, Religion und Weltanschauung, Behinderung, Alter 
und sexuelle Ausrichtung. Folglich werden die Diskriminie-
rungsgründe Schichtzugehörigkeit und sozioökonomischer 
Status ausgenommen, obwohl die Autoren anerkennen, 
dass insbesondere die Diskriminierung aus diesen Gründen 
für das Leben der Betroffenen und der für Diskriminierung 
anfälligen Personen eine besondere Belastung darstellt.

Bei der Suche nach sachdienlichem Material haben die Au-
toren sowohl Drittländer als auch EU-Mitgliedstaaten be-
rücksichtigt. Wir haben auf Internetquellen zurückgegriffen 
und die Datenbank „Index of Legal Periodicals“ durchsucht, 
die über 700 Zeitschriften aus englischsprachigen Ländern 
umfasst, die Datenbank „Index to Foreign Legal Periodi-
cals“, die rechtswissenschaftliche Artikel über die Recht-
sprechung der USA und Kanadas aus über 450 Zeitschriften 
enthält, und die Datenbank „Sociological Abstracts“ mit Ar-
tikeln aus über 1700 Zeitschriften. Bei der Recherche haben 
wir außerdem Veröffentlichungen staatlicher Organisati-
onen und Institutionen – z. B. Gleichbehandlungsstellen – 
durchforstet. Das vollständige Ergebnis unserer Recherche 
ist der Bibliografie zu entnehmen.

2.2 Mehrfachdiskriminierung – 
ein neues Konzept
Das akademische Interesse an Herausstellung und Ver-
ständnis des Phänomens der Mehrfachdiskriminierung ist 
relativ neu. Das Phänomen wurde im Wesentlichen von So-
ziologie- und Rechtswissenschaftlern untersucht, das Kon-
zept hauptsächlich von ihnen entwickelt.

Historisch gesehen wurden Konzept und Definition von 
„Mehrfachdiskriminierung“ Ende der 1980er und Anfang 
der 1990er Jahre eingeführt. In den USA wurde der Begriff 
im Wesentlichen von der afroamerikanischen Rechtswis-
senschaftlerin Kimberlé Crenshaw eingeführt (3). Zusammen 
mit anderen Wissenschaftlern stellte Crenshaw den Ansatz 
der Kritischen Rassentheorie (Critical Race Theory) heraus 

und machte auf die vielfältige Art und Weise aufmerksam, in 
der Rasse und Geschlecht den Erfahrungshorizont schwar-
zer Frauen mitgestalten. Argument war, dass ein Einzelner 
zu mehreren benachteiligten Gruppen gleichzeitig gehören 
und ganz bestimmten Formen von Diskriminierung ausge-
setzt sein kann (4). Daher begannen Crenshaw und andere 
Wissenschaftler, die getrennte Behandlung der einzelnen 
Diskriminierungsgründe zu kritisieren, da sie weder an-
gemessenen Schutz böte noch ein vollständiges Bild des 
Phänomens liefere. Sie führten an, dass eine nach Diskrimi-
nierungsgrund getrennte Analyse der Realität nicht gerecht 
werde (5).

Der finnische Wissenschaftler Timo Makkonen (2002) liefert 
in seinem Artikel „Multiple, Compound and Intersectional 
Discrimination“ (Mehrfach-, verstärkende und intersektio-
nelle Diskriminierung) eine recht umfassende Beschreibung 
der Entwicklung des Konzepts der Mehrfachdiskriminierung 
seit Crenshaw. Die jüngere Entwicklung in diesem Bereich 
geht auf die UN-Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängende Intoleranz im südafrikanischen Durban im 
Jahr 2001 zurück, in deren Rahmen die internationale Ge-
meinschaft die Existenz von Mehrfachdiskriminierung offi-
ziell anerkannte und entsprechende Aktionen verabschie-
dete:

„Wir anerkennen, dass Rassismus, Rassendiskri-
minierung, Fremdenfeindlichkeit und die damit ver-
bundene Intoleranz aufgrund von Rasse, Hautfarbe, 
Abstammung beziehungsweise nationalem oder 
ethnischem Ursprung existieren und dass die Opfer 
Mehrfachdiskriminierungen oder einer verschärften 
Form von Diskriminierung aus anderen damit zusam-
menhängenden Gründen ausgesetzt sein können, wie 
etwa Geschlecht, Sprache, Religion, politische oder 
sonstige Meinung, soziale Herkunft, Eigentumsver-
hältnisse, Geburt oder sonstiger Status“ (6).

Makkonen zufolge war die Konferenz in Durban „ein wichti-
ger internationaler Durchbruch“, und er führt an, dass das 
Konzept der Mehrfachdiskriminierung nach Durban in ver-
schiedenen Menschenrechtsforen sowohl auf Regierungs-
ebene als auch auf Nichtregierungsebene zunehmend an-
erkannt werde (7).
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2.3 Definition von  
Mehrfachdiskriminierung
In der Literatur wird das Phänomen der Mehrfachdiskrimi-
nierung mit mehreren Bedeutungen und Definitionen belegt. 
Man kann jedoch sagen, dass die meisten Wissenschaftler 
sich darin einig sind, dass der Begriff „Mehrfachdiskrimi-
nierung“ einen von drei Fällen meint, in denen ein Mensch 
Diskriminierung aus mehr als einem Grund ausgesetzt sein 
kann. Bei den anderen zwei Fällen handelt es sich um die 
verstärkende und die intersektionelle Diskriminierung.

Verstärkende Diskriminierung beschreibt im Gegensatz zur 
Mehrfachdiskriminierung eine Situation, in der eine Person 
aus zwei oder mehreren Gründen gleichzeitig diskriminiert 
wird und diese Gründe kumulieren – anders gesagt: Ein Dis-
kriminierungsgrund wird durch einen weiteren oder gar meh-
rere weitere Diskriminierungsgründe verstärkt. Ein Beispiel 
hierfür liefert Moon in ihrem Artikel „Discrimination – prob-
lems compounded or solutions found?“ (Diskriminierung – 
verschärfte Probleme oder gefundene Lösungen?) (9). Moon 
bezieht sich auf einen Fall im Vereinigten Königreich, Perera 
vs. Civil Service Commission (Nr. 2). Hier hatte der Arbeit-
geber eine Reihe von Anforderungen gestellt, wie etwa eine 
Altersvoraussetzung, Erfahrung im Vereinigten Königreich, 
Englischkenntnisse und eine bestimmte Nationalität. Herr 

Perera bekam die Stelle nicht: 
„Die Nichterfüllung eines Kriteri-
ums war kein Hindernis für ihn, 
die Stelle zu bekommen, machte 
dies jedoch weniger wahrschein-
lich, und die Nichterfüllung von 
zwei Kriterien verringerte seine 
Chancen, für diese Stelle ausge-
wählt zu werden, weiter“ (10).

„Ich bin eine 
jüdische Frau.  
Ich liebe 
Gospelgesang.“

Mehrfachdiskriminierung beschreibt eine Situation, in der Diskriminierung aus 
mehreren, separat zum Tragen kommenden Gründen stattfindet. Eine Frau etwa, 
die einer ethnischen Minderheit angehört, kann in einer bestimmten Situation 
aufgrund ihres Geschlechts und in einer anderen Situation aufgrund ihres eth-
nischen Ursprungs diskriminiert werden. Ein anderer Begriff zur Beschreibung 
dieser Art von Diskriminierung ist additive Diskriminierung (8).
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Intersektionelle Diskriminierung bezieht sich auf eine Situ-
ation, in der mehrere Diskriminierungsgründe greifen und 
gleichzeitig miteinander so interagieren, dass sie nicht 
voneinander zu trennen sind (11). Makkonen erläutert dies 
mit folgendem Beispiel: „Frauen aus Minderheitengruppen 
kann mit besonderen Formen von Vorurteilen und Klischees 
begegnet werden. Sie sind beispielsweise speziellen For-
men von Rassendiskriminierung ausgesetzt, von denen 
Männer aus Minderheitengruppen nicht betroffen sind“ (12).

Zur Beschreibung von Diskriminierung aus mehr als einem 
Grund wird in der Literatur auf diese drei Konzepte ver-
wiesen. Wissenschaftler verwenden diese Begriffe jedoch 
synonym. Was in Makkonens Beispiel intersektionelle Dis-
kriminierung ist, bezeichnet Shoben in ihrer Beschreibung 
der Interaktion von Rasse und Geschlecht bei der Diskrimi-
nierung im Bereich Beschäftigung in den Vereinigten Staa-
ten als verstärkende Diskriminierung (13). Bisweilen wird der 
Begriff Mehrfachdiskriminierung für additive oder kumulati-
ve  (14) Diskriminierung auf der einen und als allgemeine Be-
zeichnung sowohl für additive als auch für intersektionelle 
Diskriminierung auf der anderen Seite verwendet (15).

2.4 Verschiedene Ansätze

2.4.1 Die getrennte Behandlung der einzelnen 
Diskriminierungsgründe

Aus dem verfügbaren Material über Mehrfachdiskriminie-
rung kann gefolgert werden, dass dem Phänomen haupt-
sächlich in den USA, in Kanada, im Vereinigten Königreich 
und in Irland wissenschaftliche Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde (16). In den letzten Jahren wurde es aus einer recht-
lichen Perspektive heraus erforscht. Dabei stand vor allem 
die getrennte Behandlung der einzelnen Diskriminierungs-
gründe im Kreuzfeuer der Kritik (17).

Um das Aufkommen dieses Ansatzes zu verstehen, betont 
Makkonen den historischen Kontext, in dem verschiede-
ne Aspekte, wie Geschlecht, Behinderung und Rasse, von 
entsprechend einseitig orientierten Bewegungen betrach-
tet und behandelt wurden. Diese einseitigen Bewegungen 
„haben beträchtliche Distanz zueinander gehalten“, was 
schließlich zur Entstehung getrennter Vertragswerke und 
Übereinkommen führte (18).

Dasvarma und Loh (2002) argumentieren, dass dieser his-
torisch gewachsene Ansatz für den Umgang mit Diskriminie-
rung – nicht mehr als ein Aspekt gleichzeitig – erhebliche 
Folgen für die Praxis habe. Sie unterlegen ihr Argument mit 
dem Verweis auf das Problem des Frauenhandels, der weit-
gehend als geschlechtsspezifisches Problem definiert wur-
de, ihrer Meinung nach jedoch den Aspekt des rassischen 

Ursprungs völlig außer Acht lässt. Daswarma und Loh ge-
ben an, bei dieser Interpretation sei völlig vernachlässigt 
worden, welche Frauen am stärksten gefährdet seien und 
welcher Behandlung sie in ihren Gastländern aufgrund ihres 
rassischen Ursprungs ausgesetzt sein könnten (19).

Dasvarma und Loh verweisen außerdem darauf, dass die 
Kommission für Menschenrechte und Gleichberechtigung 
in Australien die Mechanismen zur Bekämpfung von Ras-
sendiskriminierung und geschlechtsspezifischer Diskri-
minierung voneinander getrennt hätte. Für manche Opfer 
bedeute dies, dass sie „ihre Diskriminierungserfahrungen 
aufspalten und einem Diskriminierungsgrund Vorrang vor 
dem anderen einräumen müssten, wenn sie bei der HREOC 
eine Beschwerde vorbringen“ (20).

Auch Duclos (1993) und Pothier (2001) vertreten die Argu-
mente von Dasvarma und Loh. Sie kritisieren beide die ge-
trennte Behandlung der einzelnen Diskriminierungsgründe, 
da sie die tatsächlichen Erfahrungen von Frauen aus Min-
derheitengruppen nicht umfassend abdeckten und Opfern 
von Mehrfachdiskriminierung somit kein angemessener 
Schutz zukäme. Duclos untersuchte Fälle von geschlechts-
spezifischer Diskriminierung und Rassendiskriminierung 
und prüfte, ob Frauen aus rassischen Minderheitsgruppen 
in der kanadischen Gesetzgebung ausreichend berücksich-
tigt werden. Chege zufolge zeigten Duclos’ Forschungser-
gebnisse, dass die Gerichte der „Multidimensionalität“ der 
Identität Einzelner nicht ausreichend Rechnung tragen und 
dass „Fälle von Rassismus durch die getrennte Behandlung 
der einzelnen Diskriminierungsgründe ohne Berücksichti-
gung der Geschlechterperspektive“ behandelt werden „und 
umgekehrt“ (21).

Aus der oben wiedergegebenen Diskussion kann gefolgert 
werden, dass Wissenschaftler aus dem Bereich der Mehr-
fachdiskriminierung die getrennte Betrachtung der Diskri-
minierungsgründe für bedenklich halten und kritisieren. 
Vorherrschende Meinung ist, dass dabei die tiefgreifenden 
Folgen für einige Menschen sowie das Ausmaß von deren 
Anfälligkeit völlig außer Acht gelassen und Betroffene igno-
riert würden, die sich an einer Kreuzung befinden, an der 
mehrere Diskriminierungsgründe zusammentreffen.

2.4.2 Der intersektionelle Ansatz

Ein Faktor, der allen Studien zur Mehrfachdiskriminierung 
gemeinsam ist, sind der rechtliche Ansatz und die rechtliche 
Bewertung von Diskriminierung sowie der Rechtsvorschrif-
ten zur Gleichbehandlung. Dabei stehen die intersektionelle 
Analyse und der intersektionelle Ansatz für die Behandlung 
von Mehrfachdiskriminierung im Zentrum des Forschungs-
interesses. Wie bereits erwähnt, ist der Hauptkritikpunkt in 
Bezug auf die Antidiskriminierungsvorschriften die Tatsa-
che, dass sie auf der getrennten Behandlung der einzelnen 
Diskriminierungsgründe basieren.
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Der methodologische Ansatz der Intersektionalität hat 
hauptsächlich in der Rechtsprechung der USA, Kanadas, 
Irlands und des Vereinigten Königreichs Berücksichtigung 
gefunden. In anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union ist dem Konzept der Intersektionalität keine solche 
Aufmerksamkeit zuteil geworden. Chege führt an, dies kön-
ne zum Teil dadurch erklärt werden, dass die Diskriminie-
rungsgründe erst vor kurzem in die EU-Gleichbehandlungs-
vorschriften aufgenommen wurden (22).

Eine bedeutende Vertreterin des intersektionellen Ansatzes 
war die Kommission für Menschenrechte der Provinz On-
tario (Ontario Human Rights Commission) in Kanada. 2001 
veröffentlichte die Kommission ein Diskussionspapier über 
den intersektionellen Ansatz im Bereich Diskriminierung mit 
der Beschreibung von Methodologie und Initiativen:

Die Kommission in Ontario zitiert einen Fall zur Veran-
schaulichung dieses Ansatzes. Im Mercier-Urteil (24) gab der 
Oberste Gerichtshof Kanadas an, dass die „Festlegung des-
sen, was eine Behinderung darstellt, eher darauf basieren 

sollte, dass die Person einer „sozialen Behinderung“ aus-
gesetzt ist, als sich auf die biomedizinischen Bedingungen 
oder Einschränkungen zu beschränken“ (25).

In ihrem Artikel „Double trouble: multiple discrimination 
and EU law“ (Doppelte Schwierigkeiten: Mehrfachdiskrimi-
nierung und EU-Recht) argumentiert Fredman (2005), dass 
Richter und Gesetzgeber zögerten, die „Büchse der Pan-
dora“ zu öffnen und Beschwerden wegen Mehrfachdiskri-
minierung zuzulassen, und betonten, dass Gerichte in den 
Vereinigten Staaten besorgt seien angesichts der Möglich-
keit einer Flut von Klagen seitens zahlreicher Untergruppen. 
Dies veranlasste die Gerichte zu der Entscheidung, dass Fäl-
le, bei denen mehrere Diskriminierungsgründe zum Tragen 
kommen, auf eine Kombination aus nur zwei Gründen be-
schränkt werden sollten. Die Folgen anderer Gründe wurden 
damit außer Acht gelassen, was zu einem Ergebnis führte, 
das als „paradox“ beschrieben wurde, denn „je mehr eine 
Person von der Norm abweicht, desto anfälliger ist sie für 
Mehrfachdiskriminierung“ (26).

In diesem Zusammenhang steht die Ontario-Kommission 
der Entscheidung, Diskriminierungsgründe unter den Tisch 
fallen zu lassen oder zu ignorieren, nach wie vor kritisch ge-

genüber (27). Smith (2005) kritisierte außerdem die Gewohn-
heit, dass Beschwerdeführer in Irland von Rechtsanwälten 
und Gewerkschaftsfunktionären häufig dahin gehend be-
raten werden, ihren Fall in einer Weise einzugrenzen, „die 
innerhalb der Schranken des kategorisch-komparativen 
Ansatzes bleibt“ (28). Hannett teilt diese Kritik und folgert, 
dass Kläger, die Mehrfachdiskriminierung geltend machen, 
der Meinung sind, dass es bei der derzeitigen Rechtslage 
keinerlei Möglichkeit gäbe, ihre Erfahrungen mit der Diskri-
minierung zu beschreiben (29). Des Weiteren wird kritisiert, 
dass manche Gerichtsurteile zwar anerkennen würden, 
dass Diskriminierung auf vielen Ebenen stattfinden kann, 
dies sich jedoch offenbar nicht in entsprechenden Urteils-
sprüchen oder Abhilfemaßnahmen niederschlage (30).

2.5 Ursachen von Mehrfach-
diskriminierung

In der analysierten Literatur erfolgt 
die Herausstellung von Mehrfachdis-
kriminierung in erster Linie durch den 
Verweis auf die Diskriminierungsursa-
chen im Allgemeinen. Vorurteile und 
Stereotype werden in der Literatur als 
Hauptgründe für Diskriminierung ge-
nannt. Eine Studie von Stonewall im 
Jahr 2001 zeigt, dass bei Menschen, 
die Vorurteile gegenüber ethnischen 
Minderheiten haben, die Wahrschein-
lichkeit, dass sie auch Vorurteile ge-
genüber Schwulen oder Lesben ha-

ben, doppelt so hoch ist wie in der Bevölkerung insgesamt. 
Zudem ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie Vorurteile gegen-
über Behinderten haben, vier Mal so hoch (31). Die meisten 
Vorurteile brachten die Befragten gegenüber vier Minderhei-
tengruppen zum Ausdruck: Flüchtlinge und Asylsuchende, 
Angehörige des fahrenden Volkes und der Roma, Menschen 
aus ethnischen Minderheitengemeinschaften sowie Schwule 
und Lesben. 2004 führte Stonewall eine Folgeuntersuchung 
zu dieser Studie zwecks weiterer Erforschung der Ursachen 
von Vorurteilen durch (32).

Hann verweist in seiner Abhandlung über junge Männer aus 
ethnischen Minderheitengruppen auf die wichtige Rolle, die 
die Medien bei der Entstehung von Wahrnehmungen der 
Identität, für unsere Sicht der Dinge und für unsere Selbst-
wahrnehmung hätten. Ein wichtiger Aspekt, auf den Hann 
aufmerksam macht, ist die Art und Weise, in der die Themen 
Rasse, Kriminalität, Asylsuchende, Flüchtlinge, Kultur, Ein-
wanderung und Islam dargestellt werden (33). Dies kann in der 
Tat die Ursache für die Diskriminierung sein, der Personen, 
die zu den genannten Gruppen gehören, ausgesetzt sind.

Im Vereinigten Königreich verweisen mehrere Studien auf 
die „Institutionalisierung von Rassismus“ als Schlüsselfaktor 

„Wir werden das Problem der Diskriminierung weder vollständig in den 
Griff bekommen noch in all seinen Ausformungen erfassen, wenn wir uns 
weiterhin auf abstrakte Kategorien und Verallgemeinerungen anstatt auf 
die spezifischen Folgen konzentrieren. Wenn wir uns mit den Gründen 
für das Anderssein anstatt mit den Auswirkungen dieses Andersseins be-
schäftigen … laufen wir Gefahr, eine Analyse vorzunehmen, die von den 
tatsächlichen Erfahrungen der Menschen weit entfernt und unempfänglich 
für sie ist ... Häufiger entstehen Benachteiligungen aus der Art und Weise, 
in der die Gesellschaft bestimmte Personen behandelt, als aus bestimmten 
Eigenschaften der Betroffenen.“ (23)
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für die Verursachung von Diskriminierung beispielsweise im 
Gesundheitswesen. Rassismus wird dann institutionalisiert, 
wenn „die Dinge in einer Weise getan werden, der die Annah-
me zugrunde liegt, dass alle Kunden aus demselben Hinter-
grund kommen wie die mehrheitliche Bevölkerung“ (34).

In einer Studie zur Gleichbehandlung in Dänemark (35) wur-
den alle sechs Diskriminierungsgründe in Bezug auf ihre je-
weilige Historie der Emanzipation, der Anwendung und des 
Verständnisses des Grundsatzes der Gleichbehandlung, 
der verschiedenen Formen von Diskriminierung im Zusam-
menhang mit einem bestimmten Diskriminierungsgrund, 
der Schlüsselprobleme im Zusammenhang mit Diskrimi-
nierung und schließlich der Interaktion zwischen mehreren 
Diskriminierungsgründen, die als Mehrfachdiskriminierung 
identifiziert wurde, beschrieben. In der Studie wurde veran-
schaulicht, dass alle Gründe sich zur institutionellen Diskri-
minierung zusammensetzen, welche zurückzuführen ist auf 
eine zugrunde liegende gesellschaftliche Auffassung davon, 
wer „normal“ ist und wer als nicht „normal“ gilt (36).

2.6 Abschließende Bemerkungen
Das Konzept der Mehrfachdiskriminierung nahm in den 
1980er Jahren Gestalt an. Mit ihm wurden die Erfahrungen 
schwarzer Frauen anerkannt, und seine verschiedenen 
Formen von Rassen- und geschlechtsspezifischer Diskri-
minierung wurden von Crenshaw an die vorderste Front 
der Rechtsarena gerückt. Danach wurden dem Konzept der 
Mehrfachdiskriminierung mehrere Bedeutungen gegeben. 
Es bezieht sich auf verschiedene Situationen von Diskrimi-
nierung aus mehr als einem Grund. Die in diesem Bereich 
tätigen Wissenschaftler, seien es Menschenrechtsexperten 
oder Soziologen, verwenden verschiedene Begriffe, um die 
verschiedenen Fälle zu beschreiben, in denen Menschen 
aus mehr als einem Grund diskriminiert werden.

In der Literatur zur Mehrfachdiskriminierung wird dargelegt, 
dass wir die Tatsache anerkennen müssen, dass Menschen 
verschiedene Identitäten haben und dass Diskriminierung 
daher eher mittels eines intersektionellen Ansatzes be-
kämpft werden sollte als durch die getrennte Behandlung 
der einzelnen Diskriminierungsgründe. Die meisten Rechts-
wissenschaftler sind sich einig darin, dass die gegenwär-
tigen Antidiskriminierungsvorschriften in den meisten 
EU-Mitgliedstaaten den Bedürfnissen der Opfer von Mehr-
fachdiskriminierung keine Rechnung tragen. Es gibt jedoch 
auch Beispiele für die Anwendung des intersektionellen 
Ansatzes. Durch die Berücksichtigung eines intersektio-
nellen Ansatzes in ihrem Einsatz für die Gleichbehandlung 
hat die Kommission für Menschenrechte der Provinz Onta-
rio in Kanada aktiv an der Förderung des Verständnisses 
von Mehrfachdiskriminierung gearbeitet. Abgesehen von 
der Notwendigkeit der Weiterentwicklung des intersektio-
nellen Ansatzes und anderer rechtlicher Mechanismen zur 
Bekämpfung der Mehrfachdiskriminierung müssen auch 

substanzielle Praktiken zur Verhütung und Bekämpfung 
von Mehrfachdiskriminierung herausgestellt werden. In der 
Literatur wird zwar auf den Bedarf der Entwicklung subs-
tanzieller Maßnahmen und Initiativen verwiesen, Beispiele 
werden jedoch nicht geliefert.

In der analysierten Literatur wird ein Verständnis der Ursa-
chen von Mehrfachdiskriminierung deutlich. Mehrere Wis-
senschaftler weisen jedoch darauf hin, dass nicht nur ein-
gehendere Kenntnisse vonnöten sind, um das Bewusstsein 
für das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung zu schärfen 
und das Verständnis entsprechend zu fördern, sondern auch 
weitaus differenziertere Forschungsanstrengungen, bei denen 
andere intersektionelle Gruppen analysiert werden als die, 
die bei der derzeitigen Forschung im Mittelpunkt stehen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die theoretische Entwicklung 
in diesem Bereich zur Entstehung von Hierarchien zwischen 
den intersektionellen Gruppen und innerhalb von ihnen füh-
ren könnte, wenn der Schwerpunkt nur auf bestimmte Dis-
kriminierungsgründe gelegt wird. Die Herausbildung einer 
Hierarchie kann zum „Verschwinden“ oder zur mangelnden 
Anerkennung anderer intersektioneller Gruppen führen, 
z. B. junger muslimischer homosexueller Männer.

3 Untersuchung von 
Mehrfachdiskriminierung 
aus einer rechtlichen 
Perspektive
In diesem Kapitel wird untersucht, wie in unterschiedlichen 
Rechtsrahmen an das Phänomen der Mehrfachdiskriminie-
rung herangegangen wird. Es liefert einen kurzen Überblick 
darüber, welche Stellung die Mehrfachdiskriminierung in 
den vorhandenen Rechtsvorschriften der EU, Australiens, 
Kanadas und der Vereinigten Staaten hat. Dieser Überblick 
beruht zum Teil auf einer Untersuchung, die das „Europä-
ische Netzwerk der Rechtsexperten für Diskriminierungs-
fragen“ für diese Studie durchgeführt hat. Dabei ist darauf 
hinzuweisen, dass zur Beschreibung einer Situation, in der 
mehr als einer der geschützten Gründe zum Tragen kom-
men, in Australien, Kanada und den Vereinigten Staaten 
eher der Begriff der intersektionellen Diskriminierung als 
der der Mehrfachdiskriminierung verwendet wird.

3.1 Rechtsprechung  
in der Europäischen Union
Die bestehenden EU-Rechtsvorschriften zur Antidiskrimi-
nierung und Gleichbehandlung enthalten kein ausdrückli-
ches Verbot von Mehrfachdiskriminierung. Dennoch wird 
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in diesen EU-Richtlinien anerkannt, dass verschiedene 
Diskriminierungsgründe einander überlappen können. Im 
Zusammenhang mit dem Geschlecht heißt es sowohl in der 
Präambel der Richtlinie zur Gleichbehandlung ohne Unter-
schied der Rasse als auch in der Präambel der Beschäfti-
gungsrichtlinie: „Die Gemeinschaft ist bei der Anwendung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung gemäß Artikel 3 
Absatz 2 des EG-Vertrags bemüht, Ungleichheiten zu besei-
tigen und die Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
fördern, zumal Frauen häufig Opfer mehrfacher Diskrimi-
nierung sind“. Beide Richtlinien schreiben außerdem vor, 
dass der von der Kommission zu erstellende Bericht gemäß 
dem Grundsatz der systematischen Berücksichtigung ge-
schlechterspezifischer Fragen eine Bewertung der Auswir-
kungen der Maßnahmen auf Frauen und Männer enthalten 
muss.

Man kann anführen, die EU-Rechtsvorschriften zur Antidis-
kriminierung und Gleichbehandlung im Bereich Beschäfti-
gung enthielten die Möglichkeit, Mehrfachdiskriminierung 
auf der Grundlage aller geschützten Gründe zu bekämpfen, 
nämlich Geschlecht, Alter, Behinderung, rassischer oder 
ethnischer Ursprung, Religion oder Weltanschauung und 
sexuelle Ausrichtung. Erwägungsgründe 2, 3 und 10 der 
Beschäftigungsrichtlinie machen außerdem deutlich, dass 
die Absicht hinter der Richtlinie der Einklang mit den Be-
stimmungen ist, die bereits im Zusammenhang mit Rasse 
und Geschlecht festgelegt wurden, weil diese direkt auf die 
anderen Diskriminierungsgründe verweisen. Die Richtlinie 
berücksichtigt auch Situationen, in denen sich die Gründe 
Religion und andere Rechte (Ar-
tikel 4 [2]) sowie die Faktoren 
alters- und geschlechtsspezifi-
sche Rechte (Artikel 6 [2]) über-
schneiden könnten.

Theoretisch könnten alle EU-
Mitgliedstaaten, die die EU-
Vorschriften zur Antidiskrimi-
nierung und Gleichbehandlung 
in nationales Recht umgesetzt 
haben, die Mehrfachdiskrimi-
nierung grundsätzlich – zu-
mindest im Bereich Beschäf-
tigung – bekämpfen. Da die 
EU-Rechtsvorschriften jedoch 
keine entsprechende explizite 
Bestimmung enthalten, wird die 
Mehrfachdiskriminierung in den 
meisten Mitgliedstaaten nicht 
berücksichtigt. Das Fehlen der-
artiger Rechtsbestimmungen 
wurde durch die oben erwähnte 
Literaturanalyse deutlich, die 
das Europäische Netzwerk der 

Rechtsexperten Anfang 2007 für diese Studie vorgenom-
men hat.

Ihre Analyse zeigt, dass von den befragten EU-Staaten le-
diglich Österreich, Deutschland und Spanien das Phänomen 
der Mehrfachdiskriminierung eigens in ihre Rechtsvorschrif-
ten aufgenommen haben.

Das deutsche Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG, 
14.8.2006) wurde 2006 verabschiedet. In Artikel 4 dieses 
Gesetzes heißt es: „Erfolgt eine unterschiedliche Behand-
lung wegen mehrerer der […] Gründe, so kann diese unter-
schiedliche Behandlung […] nur gerechtfertigt werden, wenn 
sich die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, de-
rentwegen die unterschiedliche Behandlung erfolgt.“ Hier 
scheint davon ausgegangen zu werden, dass Klagen wegen 
Mehrfachdiskriminierung zulässig sind. Es gibt jedoch keine 
weiteren expliziten Bestimmungen, und es ist noch zu früh, 
um bewerten zu können, wie diesbezügliche Fälle sich ent-
wickeln werden.

Das österreichische Bundesbehindertengleichstellungsge-
setz legt fest, dass die Behörden bei der Zuerkennung von 
Schadenersatz den Ermessensspielraum haben, Mehrfach-
diskriminierung zu berücksichtigen. Weitere Bestimmungen 
zur Mehrfachdiskriminierung enthält es jedoch nicht.

Die spanischen Vorschriften im Zusammenhang mit der 
Gleichstellung von Frauen und Männern enthalten die Be-
stimmung, dass die Behörden bei der Erstellung von Stu-
dien und Statistiken die notwendigen Mechanismen und 

Indikatoren entwickeln und 
einführen müssen, „um die 
Existenz anderer Faktoren 
aufzuzeigen, deren Auftreten 
zu Situationen von Mehrfach-
diskriminierung in den ver-
schiedenen Handlungsberei-
chen führt.“ Die spanischen 
Gesetze beinhalten keine 
spezifischen Leitgrundsätze 
dazu, wie mit Klagen wegen 
Mehrfachdiskriminierung 
umgegangen werden soll, 
obwohl sie durchaus eine 
Verpflichtung zur systema-
tischen querschnittlichen 
Berücksichtigung der Gleich-
stellung enthalten.

Die Analyse der Rechtsexper-
ten deckte in ihrer Studie Ru-
mänien nicht ab. Dort wird in 
dem Gesetz über die Gleich-
behandlung von Männern und 
Frauen (Gesetz 340/2006, Ar-

Bahl vs. The Law Society, Vereinigtes König-
reich [2004] IRLR 799

Eine Asiatin erhob Klage, weil sie einer diskri-
minierenden Behandlung sowohl aufgrund ihres 
rassischen beziehungsweise ethnischen Ursprungs 
als auch aufgrund ihres Geschlechts ausgesetzt 
gewesen sei. Das Arbeitsgericht entschied, dass sie 
mit einem weißen Mann verglichen werden könne, so 
dass die Auswirkungen ihrer rassischen Ursprungs 
und ihres Geschlechts geltend gemacht werden 
könnten. Doch sowohl das Berufungsgericht für ar-
beitsrechtliche Angelegenheiten als auch der Beru-
fungsgerichtshof urteilten, dass dieses nicht möglich 
sei, weil die Diskriminierungsgründe voneinander 
loszulösen und getrennt zu betrachten seien und ein 
Urteil auch auf dieser Grundlage zu fällen sei, selbst 
wenn die Klägerin sie als untrennbar miteinander 
zusammenhängend empfunden habe (37).
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tikel 4h) die Mehrfachdiskriminierung direkt erwähnt und 
als eine Handlung der Diskriminierung definiert, die auf 
zwei oder mehreren Diskriminierungsgründen beruht. Das 
rumänische Gleichbehandlungsgesetz (2006) umfasst die 
Diskriminierungsgründe Alter, Behinderung, rassischer und 
ethnischer Ursprung, Religion und Weltanschauung sowie 
sexuelle Ausrichtung. Das Gesetz sieht vor, dass Diskrimi-
nierung aus zwei oder mehr Gründen als „verschärfender 
Umstand“ zu werten ist.

Somit sind die österreichischen, deutschen und rumäni-
schen Rechtsvorschriften die einzigen in der EU, die kon-
krete Bestimmungen darüber enthalten, wie Mehrfachdis-
kriminierung zu behandeln ist. Dennoch gibt es in der EU 
eine begrenzte Menge von Rechtsprechungsbeispielen zu 
diesem Thema. Rechtsprechungsfälle aus Dänemark, Lett-
land, Schweden, Irland und dem Vereinigten Königreich 
zeigen, dass Fälle von Mehrfachdiskriminierung als solche 
erkannt werden und auch von den Schlichtungsstellen be-
handelt werden. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass 
die einzelnen Diskriminierungsgründe bei der Fallbearbei-
tung häufig separat behandelt werden. Und so wird etwa in 
einem Fall, in dem die Diskriminierungsgründe Rasse und 
Geschlecht zum Tragen kommen, der Beschwerdegrund der 
Rassendiskriminierung in 
der Regel getrennt von dem 
der geschlechtsspezifischen 
Diskriminierung und nicht 
als untrennbar mit Letzte-
rem zusammenhängend be-
trachtet.

Rundtischgespräche mit 
Gleichbehandlungsstellen 
zeigten, dass es gängige 
Praxis ist, dass Rechtsbera-
ter, die mit Fällen mit mehr 
als einem Diskriminierungs-
grund beschäftigt sind, in 
Fällen von Mehrfachdiskri-
minierung einen pragmati-
schen und taktischen Ansatz 
verfolgen. Deshalb treffen 
sie die strategische Ent-
scheidung, „den stärksten 
der Gründe auszuwählen“ 
und die anderen Diskrimi-
nierungsgründe unter den 
Tisch fallen zu lassen, da 
sie schwierig nachzuweisen 
sind, sei es vertikal (Grund 
für Grund) oder in Kombina-
tion.

Eine wichtige Frage, die 
sich stellt, ist der Aspekt 

der Anerkennung und Repräsentation der Mehrfachdiskri-
minierung. Wird die rechtlich getrennte Behandlung der 
einzelnen Diskriminierungsgründe den tatsächlichen Dis-
kriminierungserfahrungen nicht gerecht? Durchläuft ein 
Fall von Diskriminierung aus zwei oder mehreren Gründen 
einen „Straffungsprozess“, so besteht das Risiko, dass der 
vielschichtigen Diskriminierungserfahrung nicht gebührend 
Rechnung getragen wird.

Die Teilnehmer der Studie berichteten, dass in der Praxis 
der Behandlung von Diskriminierungsfällen mit mehreren 
involvierten Gründen die pragmatische Herangehensweise 
bei der Umsetzung dessen, was innerhalb des jeweiligen 
Rechtsrahmens möglich und durchsetzbar ist, vorherrsche. 
Mehrere der Teilnehmer aus den nationalen Gleichbehand-
lungsstellen und Rechtsexperten berichteten, sie müssten 
häufig feststellen, dass die Justiz starr und den Umgang mit 
Fällen von Diskriminierung aus mehreren Gründen weder 
gewohnt noch entsprechend dafür geschult sei. Darüber hi-
naus ist es mittlerweile offensichtlich, dass es in Fällen von 
Mehrfachdiskriminierung Probleme bei der Beweisfindung 
sowie bei der Herausstellung geeigneter Vergleichsfaktoren 
geben kann. Ein Rechtspraktiker aus dem Vereinigten Kö-
nigreich veranschaulichte dies wie folgt:

„Wir hatten einen Mandanten, einen jungen Muslim, der traditionell gekleidet 
war. Er wurde während der Probezeit von seiner Stelle in einem Call-Center ent-
lassen. In der kurzen Zeit, die er dort arbeitete, gab es mehrere Vorfälle, die 
darauf hindeuteten, dass andere Mitarbeiter ihn als potenziellen Terroristen 
sahen. Eine Kollegin zum Beispiel schrie auf, als sie eines Tages auf dem Flur 
unerwartet über ihn stolperte, während er beim Beten war. Ihre Erklärung für 
ihre Reaktion und der allgemeine Kontext der Bemerkungen, die ihm gegenüber 
fielen, machten deutlich, dass sie erschrocken war, weil sie ihn für einen kurzen 
Moment nicht erkannt und ein Bild im Kopf hatte, das sie mit islamischen Ter-
roristen assoziierte. Es gab keinen einzigen Grund, den Mann mit dem Terro-
rismus in Verbindung zu bringen, und dieser Zusammenhang war eindeutig nur 
deshalb hergestellt worden, weil er ein junger Muslim in religiöser Kleidung 
war. Er erhob Klage wegen religiöser und geschlechtsspezifischer Diskrimi-
nierung. Die Arbeitgeber verteidigten sich durch die Trennung der Aspekte der 
religiösen und der geschlechtsspezifischen Diskriminierung. Sie sagten: a) Sie 
beschäftigten auch andere Männer und b) sie hätten gerade eine Muslima 
eingestellt. Es lag auf der Hand, dass in diesem Fall die Kombination von Ei-
genschaften tatsächlich entscheidend war. In der Tat werden nur muslimische 
Männer mit dem Terrorismus in Verbindung gebracht und schnell mit dieser Art 
von Vorurteil belegt (wahrscheinlich sogar nur junge muslimische Männer). Der 
Fall wurde beigelegt, so dass er nicht vors Arbeitsgericht kam.“
Rechtsexperte, Vereinigtes Königreich
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Derzeit schreiben nur zwei Richtlinien 
(die Richtlinie zur Gleichbehandlung 
ohne Unterschied der Rasse 2000/43/
EG und die Richtlinie zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Chancen-
gleichheit und Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen in Arbeits- und 
Beschäftigungsfragen 2006/54/EG) 
den Mitgliedstaaten die Einrichtung 
von Gleichbehandlungsstellen zum 
Schutz vor Diskriminierung und zur 
Förderung der Gleichbehandlung vor. 
Mehrere der Teilnehmer hoben her-
vor, dass die Existenz nationaler Gleichbehandlungsstellen, 
die in allen Bereichen alle geschützten Diskriminierungs-
gründe abdecken, zur effizienten Bekämpfung von Mehr-
fachdiskriminierung notwendig sei.

Die meisten der von den Mitgliedstaaten eingerichteten 
Gleichbehandlungsstellen haben mit einer Reihe verschiede-
ner Diskriminierungsgründe zu tun, die bei weitem nicht auf 
Rasse oder Geschlecht beschränkt sind (38). Andere Gleich-
behandlungsstellen, wie die im Vereinigten Königreich (39), 
Italien (40), Finnland (41), Portugal (42) und Dänemark (43), 
arbeiten nur mit einzelnen Diskriminierungsgründen. Zum 
Zeitpunkt der Redaktion bereiteten drei Mitgliedstaaten 
[Dänemark, Schweden und das Vereinigte Königreich (44)] 

die Einrichtung einer einheitlichen Gleichbehandlungsstelle 
(eine nationale Gleichbehandlungsstelle, die alle geschütz-
ten Diskriminierungsgründe abdeckt) vor. Es wurde darge-
legt, dass einer der wichtigsten Vorteile einer einheitlichen 
Gleichbehandlungseinrichtung sei, dass sie die Mehrfach-
diskriminierung würde bekämpfen können. Die Teilnehmer 
aller Stakeholder-Gruppen erwähnten, dass die Existenz ei-
ner einheitlichen Gleichbehandlungsstelle dem Beschwer-
deführer den Zugang zu Informationen und Beratung im 
Zusammenhang mit Diskriminierung leichter mache. Einige 
Teilnehmer gaben an, dass es einem Beschwerdeführer mit 
vielfältigen Identitätsmerkmalen nicht zuzumuten sei, ge-
zwungen zu werden auszuwählen, gegen welchen Diskri-
minierungsgrund verstoßen wurde, und dann Hilfe bei der 
entsprechenden Gleichbehandlungsstelle zu suchen.

„Nur wenn es eine EU-Richtlinie gibt, können die nationalen Rechts-
vorschriften so verändert werden, dass wir in der Lage sind, Mehr-
fachdiskriminierung zu bekämpfen […]. Wir brauchen eine Richtlinie, 
die festlegt, dass Diskriminierung aus allen sechs Gründen in allen 
Bereichen verboten werden sollte. Gleichzeitig müssen die Mitglied-
staaten einheitliche Gleichbehandlungsstellen zur Unterstützung von 
Opfern einrichten.“
NRO, Dänemark

„Ich bin eine  
lesbische Christin. 
Ich arbeite als 
Lehrerin.“
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3.2 Australien
In Australien sind die Fälle, bei denen intersektionelle Dis-
kriminierung zum Tragen kommt, noch nicht bis zu den Ge-
richten vorgedrungen, obwohl sie sowohl von der Kommis-
sion für Menschenrechte und Gleichberechtigung (HREOC) 
als auch von Forschern und NRO zunehmend anerkannt 
werden.

Jahresbericht 2004 der HREOC über soziale 
Gerechtigkeit
Intersektionelle Diskriminierung – kurz: Intersek-
tionalität – bezieht sich auf die Verbindung von As-
pekten der Identität, wie Rasse, Geschlecht, Sexu-
alität, Religion, Kultur, Behinderung oder Alter. Bei 
einem intersektionellen Ansatz wird davon ausge-
gangen, dass Aspekte der Identität miteinander 
zusammenhängen und deren isolierte Betrachtung 
zu konkreten Benachteiligungen führt. „Intersek-
tionelle Diskriminierung“ bezieht sich auf diejeni-
gen Formen von Diskriminierung oder Benachteili-
gung, die einander verstärken und untrennbar sind. 

In den australischen Rechtsvorschriften kommt Mehrfach-
diskriminierung zwar nicht vor, doch enthalten sie ein um-
fassendes Diskriminierungsverbot.

Die Kommission für Menschenrechte und Gleichberechti-
gung ist eine ständige und unabhängige gesetzliche Orga-
nisation, zuständig für folgende parlamentarischen Geset-
ze: Menschenrechts- und Gleichberechtigungsgesetz 1986, 
Gesetz gegen Rassendiskriminierung 1975, Gesetz gegen 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung 1984, 
Gesetz gegen Diskriminierung aufgrund einer Behinderung 
1992. Gemäß den von der Kommission verwalteten Geset-
zen können Einzelklagen wegen ungesetzlicher Diskriminie-
rung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, des Alters 
und der Behinderung erhoben werden. Bei Menschen-
rechtsverletzungen kann im Bereich Beschäftigung auch 
wegen Diskriminierung aus den zusätzlichen Gründen Alter, 
sexuelle Ausrichtung und Existenz von Vorstrafen gegen Re-

gierungsbehörden des Commonwealth geklagt werden. Die 
Kommission wird Beschwerden, die durch die Rechtsvor-
schriften abgedeckt sind, untersuchen und sich um deren 
Schlichtung bemühen. Ist die Schlichtung einer Beschwerde 
nicht möglich, kann die Angelegenheit zwecks Lösung vor 
das Bundesgericht gebracht werden.

Obwohl die Kommission befugt ist, Einzelbeschwerden zu 
bearbeiten, hat sich offenbar kein durchgängiges Muster im 
Sinne der Anwendung des intersektionellen Ansatzes her-
ausgebildet.

In der Rechtsprechung der australischen Gerichte finden 
sich keine Beispiele für Mehrfachdiskriminierung oder die 
Anwendung eines intersektionellen Ansatzes beim Umgang 
mit Diskriminierungsfällen (45). Eine Reihe von Stakeholdern 
hat das Fehlen entsprechender Bestimmungen für die Be-
kämpfung von Mehrfachdiskriminierung kritisiert.

Jennifer Nielsen, „How Mainstream Law 
Makes Aboriginal Women ,Disappear‘“ (Wie 
die Rechtspraxis zum „Verschwinden“ von 
Aborigines-Frauen führt): Kritik am Umgang 
mit der Diskriminierung von Aborigines-
Frauen in den Fällen Martin vs. State Hous-
ing Commission (1998) und V. vs. Australian 
Red Cross (1999)
„[…], diese Rechtsvorschriften schreiben Aborigines-
Frauen vor, „einige Aspekte von [sich] herauszupi-
cken, diese als sinnvolles Ganzes zu präsentieren 
und andere Teile des Ichs unter den Tisch fallen zu 
lassen oder zu verleugnen“.[…] Dadurch werden 
Aborigines-Frauen weiterhin gezwungen, ihre Iden-
tität durch Bezugnahme auf die Bezugsnorm des 
Standardrechts zu (re)präsentieren, so dass diese 
Bezugsnorm ihren Spielraum durch die „scheinbare 
Legitimität [ihrer] Ergebnisse“ propagieren kann.
[…] Dadurch wird es unwahrscheinlich, dass eine 
Aborigines-Frau gegen eine weiße Frau gleichzeitig 
wegen geschlechtsspezifischer und wegen Rassen-
diskriminierung klagt. Und so bleibt das vollständige 
Ausmaß der Diskriminierungserfahrung einer Abori-
gines-Frau im Standardrecht unerkannt.“



Bekämpfung von Mehrfachdiskriminierung – Praktiken, Politikstrategien und Rechtsvorschriften

24

 
 
Teil I: Methodik und rechtliche Perspektive

3.3 Kanada
Die kanadische Charta der Rechte und Freiheiten von 1982 
ist Bestandteil der kanadischen Verfassung aus dem Jahr 
1867. Die Charta gilt für alle Regierungsebenen in Kanada 
– für die Bundesebene, die Provinzial-, die Territorial- und 
die Gemeindeebene. Die Gleichbehandlungsklausel in Arti-
kel 15 ist eine offene Antidiskriminierungsbestimmung, die 
die Aspekte der Rasse, des nationalen beziehungsweise 
ethnischen Ursprungs, der Hautfarbe, der Religion, des Ge-
schlechts, des Alters sowie der geistigen und körperlichen 
Behinderung umfasst. Diese Liste ist nicht erschöpfend und 
lässt somit auch zu, dass die Gerichte weitere Gründe hin-
zufügen. Dadurch sind die Gerichte befähigt, über Fälle zu 
befinden, in denen die geltend gemachte Diskriminierung 
auf einer Kombination der anerkannten Gründe beruht.

Das kanadische Gesetz über Menschenrechte von 1985 
verbietet Diskriminierung aus Gründen der Rasse, des na-

tionalen oder ethnischen Ursprungs, der Hautfarbe, der 
Religion, des Alters, des Geschlechts, der Familienverhält-
nisse, des Familienstandes, der sexuellen Ausrichtung, der 
Behinderung oder aufgrund einer Verurteilung, für die eine 
Begnadigung gewährt wurde. Dabei handelt es sich um 
eine in sich geschlossene Liste von Gründen, die von den 
Gerichten nicht erweitert werden kann. Daher war es den 
Gerichten nicht möglich, Fälle von intersektioneller Diskri-
minierung als solche zu berücksichtigen. Um diesem Miss-
stand abzuhelfen, wurde Artikel 3 Absatz 1 des kanadischen 
Gesetzes über Menschenrechte 1998 abgeändert. Es wurde 
eine Klausel hinzugefügt, gemäß der eine diskriminierende 
Praxis Handlungen beinhaltet, die auf einem oder mehreren 
der verbotenen Diskriminierungsgründen oder auf den Fol-
gen eines Zusammenwirkens der verbotenen Gründe beru-
hen. Der Oberste Gerichtshof Kanadas und andere Gerichte 
haben das Problem der multiplen und sich überlappenden 
Diskriminierungsgründe in einer Reihe von Fällen aufgegrif-
fen (46).

„Ich bin taub  
und schwul.  
Ich möchte Vater 
werden.“
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Fall Mossop (1993), Oberster Gerichtshof 
Kanadas, abweichende Meinung von Justice 
L’Heureux-Dubé:
„[…] wird zunehmend anerkannt, dass Kategorien 
von Diskriminierung einander überlappen und Einzel-
personen unter einer extremen Ausgrenzung leiden 
können, die gleichzeitig auf Rasse, Geschlecht, Alter 
und körperlicher Behinderung oder auf irgendeiner 
anderen Kombination beruht.“ „[...] die Einordnung 
einer solchen Diskriminierung als hauptsächlich 
rassistisch oder geschlechtsspezifisch bedingt, ver-
kennt die Realität der Diskriminierung, wie sie von 
den Menschen erlebt wird. Diskriminierung kann auf 
vielen Gründen basieren, und wo dies der Fall ist, ist 
es eigentlich nicht sinnvoll, den einen oder anderen 
Diskriminierungsgrund als Ursache hinzustellen. Es 
ist vielleicht realistischer anzuerkennen, dass beide 
Formen von Diskriminierung vorliegen und einander 
überlappen können.“

Die kanadische Menschenrechtskommission (CHRC) ver-
waltet das kanadische Gesetz über Menschenrechte (CHRA) 
und ist zuständig für die Umsetzung der Arbeitgeberver-
pflichtungen gemäß dem Gesetz über die Gleichbehandlung 
im Bereich Beschäftigung (EEA). Darüber hinaus haben alle 
kanadischen Provinzen eine Menschenrechtskommission, 
die gemäß dem Menschenrechtsgesetz eingerichtet wurde. 
In einigen Fällen unterscheiden sich die verbotenen Gründe 
für Diskriminierung im Bereich Beschäftigung von denen im 
Bereich der Bereitstellung von Dienstleistungen (47).

Eine wichtige Rolle bei der Bekämpfung und Untersuchung 
des Problems der Mehrfachdiskriminierung übte die Men-
schenrechtskommission der Provinz Ontario aus. In einem 
Diskussionspapier der Kommission sind die möglichen An-
wendungen eines intersektionellen Ansatzes auf Klagen 
wegen Verletzung der Menschenrechte dargelegt (48). Die 
Kommission hat spezifische Instrumente zur Erleichterung 
der durchgängigen Anwendung einer intersektionellen Ana-
lyse in allen Bereichen des Tagesgeschäfts der Kommissi-
on entwickelt. Schätzungen der Kommission zufolge kam 
zwischen April 1997 und Dezember 2000 bei 48 % der bei 
ihr eingegangenen Beschwerden mehr als ein Diskriminie-
rungsgrund zum Tragen. In ihrem Diskussionspapier wird 
behauptet, dass sich die Diskriminierungserfahrung in 
Fällen der Diskriminierung aus mehreren Gründen von der 
Diskriminierung aus nur einem einzigen Grund unterschei-
det. Sie beschreiben dies als „intersektionelle Unterdrü-
ckung“, die aus der „Kombination verschiedener Unterdrü-
ckungsvorgänge“ entsteht, die „in Verbindung miteinander 
etwas Einzigartiges erzeugen, das sich von jeder anderen 
Art von Diskriminierung unterscheidet, die für sich alleine 
steht …“ (49).

Ein solcher Ansatz macht es möglich, dass eine derartige 
konkrete Erfahrung erstens anerkannt und zweitens auch 
Abhilfe geschaffen werden kann. Es wurde insbesondere 
auf die Schwierigkeiten hingewiesen, denen ältere Men-
schen mit Behinderungen, Menschen aus ethnischen Min-
derheitengruppen mit Behinderungen und Menschen aus 
ethnischen Minderheitengruppen mit einer bestimmten Re-
ligionszugehörigkeit ausgesetzt sind. Sie brachten vor, dass 
die Berücksichtigung eines intersektionellen Ansatzes dazu 

Baylis-Flannery vs. Walter DeWilde c.o.b. 
as Tri Community Physiotherapy (No. 2) 
(H.R.T.O.) (2003)
Der Gerichtshof für Menschenrechte der Provinz On-
tario entschied, dass der Beklagte die Klägerin auf-
grund ihrer Rasse und ihres Geschlechtes diskrimi-
niert, sie sexuell und rassistisch belästigt, ihr sexuelle 
Avancen gemacht und ihr schließlich gekündigt habe, 
weil sie sich seinem Verhalten widersetzt hätte. Dem 
Gerichtshof zufolge hat hier die Intersektionalität 
der Diskriminierung aufgrund von Geschlecht und 
Rasse ihre seelische Qual noch verschlimmert. Es 
wurde festgestellt, dass der Beklagte die Klägerin 
sexuell und rassistisch belästigt hat, weil sie eine 
junge schwarze Frau war, über die er wirtschaftliche 
Macht und Kontrolle ausüben konnte. Außerdem hat 
er sie wiederholt aufgrund seiner rassistischen Un-
terstellungen bezüglich der sexuellen Promiskuität 
schwarzer Frauen herabgestuft.
 
Radek vs. Henderson Development,  
13. Juli 2005
Das Gericht stellte fest, dass Frau Radek anders be-
handelt wurde, weil sie eine Aborigine und behindert 
ist. Sie wurde auf unverschämte Weise angesprochen 
und verfolgt, als sie das Einkaufszentrum betrat. Als 
sie sich gegen diese Behandlung zur Wehr setzte, 
wurde ihr gesagt, sie solle das Einkaufszentrum ver-
lassen. Der Gerichtshof befand außerdem, dass die 
diskriminierende Behandlung von Frau Radek kein 
Einzelfall gewesen sei, sondern Teil eines verbreiteten 
Musters diskriminierender Behandlung von Aborigi-
nes und von Menschen mit Behinderungen durch die 
Unternehmen Henderson Development und Securi-
guard. Der Gerichtshof folgerte, dass Henderson De-
velopment und Securiguard Frau Radek diskriminiert 
hatten und Aborigines sowie behinderte Menschen 
systematisch diskriminierten.

Datenbank für Rechtssachen einsehbar unter: 
www.chrt-tcdp.gc.ca/search/index_e.asp?search-
type=cases
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führe, dass der Schwerpunkt mehr auf die Reaktion der Ge-
sellschaft gelegt werde als darauf, in welche Kategorie die 
Person passen könnte.

In mehreren Fällen war der Gerichtshof für Menschenrechte 
der Provinz Ontario der Meinung, dass die Intersektionalität 
der Diskriminierung für die Bewertung der Klage entschei-
dend sei. Das Urteil im Fall Baylis-Flannery vs. Walter DeWil-
de war der erste Fall, in dem der Gerichtshof für Menschen-
rechte das Konzept der Intersektionalität sowohl in Bezug 
auf die Haftbarkeit als auch hinsichtlich des Rechtsmittels 
explizit anerkannt hat.

Die Entwicklung des intersektionellen Ansatzes wurde durch 
die Abänderung von Artikel 3 Absatz 1 des kanadischen Ge-
setzes über Menschenrechte wahrscheinlich gefördert. Mit 
dieser Abänderung wurde zwangsläufig die Aufmerksam-
keit darauf gelenkt, dass Gerichte und Menschenrechts-
kommissionen abwägen müssen, ob intersektionelle Dis-
kriminierung vorliegt oder nicht. Das Diskussionspapier der 
Menschenrechtskommission der Provinz Ontario sowie die 
Urteile der Gerichtshöfe für Menschenrechte in den Provin-
zen haben die praktischen Auswirkungen und die Bedeu-
tung eines Analyseinstruments für die Bekämpfung von 
Mehrfachdiskriminierung herausgestrichen.

Das Verständnis der kanadischen Gerichte eines echten 
intersektionellen Ansatzes und einer echten intersektionel-
len Analyse steckt immer noch in den Kinderschuhen, und 
selbst wenn der intersektionelle Ansatz inzwischen stärker 
ins Bewusstsein gerückt ist und auf größere Anerkennung 
stößt, herrscht nach wie vor ein gewisses Maß an Unsicher-
heit im Hinblick darauf, wie die intersektionelle Analyse auf 
die Realität anzuwenden ist. Daher besteht nach wie vor das 
Risiko der Aufgliederung der Diskriminierungsgründe und 
der Verschleierung der Tatsache, dass verschiedene Dis-
kriminierungsformen sich überlappen, denn die praktische 
Anwendung in konkreten Fällen ist schwierig.

Nichtsdestoweniger hat die Menschenrechtskommission 
darauf hingewiesen (50), dass es „[…] einige bedeutsame 
Entwicklungen“ gegeben habe, unter anderem: „1. die An-
erkennung durch den Obersten Gerichtshof, dass eine Über-
lappung von Gründen als ein neuer, analoger Grund aner-
kannt werden kann, wenn der soziale Kontext, eine extreme 
Benachteiligung und die grundlegende Menschenwürde 
involviert sind [...]; 2. die Durchführung einer kontextuellen 
Analyse mit Schwerpunkt auf der Reaktion der Gesellschaft 
gegenüber dem Einzelnen und der Zusammensetzung seiner 
Identität unter Einbeziehung der Überprüfung auf extreme 
Benachteiligung, sozialen, politischen und kulturellen Kon-
text sowie sozioökonomische Fragen [...]; 3. die Verwendung 
statistischer Beweise zur Verdeutlichung der konkreten Um-
stände von Personengruppen, bei denen einen Überlappung 
von Gründen festgestellt wurde [...]; 4. Entscheidungen von 
Fällen der Diskriminierung auf der Grundlage aller Gründe, 
die die Identität eines Klägers ausmachen, und nicht nur 
derjenigen Gründe, bei denen es sich um die am wenigsten 
komplexen oder die unstrittigsten handelt [...] und 5. die 

Nichtberücksichtigung von Einzelpersonen oder Gruppen, 
bei denen zwar einige, aber nicht alle vom Kläger angeführ-
ten Gründe zum Tragen kommen, als Vergleichsgrundlage 
für den Fall des Klägers [...]“.

3.4 Vereinigte Staaten
Ein intersektioneller Ansatz für den Umgang mit Diskriminie-
rung kann weder direkt aus der Verfassung der Vereinigten 
Staaten noch aus dem Bundesrecht oder dem inländischen 
kodifizierten Recht abgeleitet werden. Auf der Bundesebe-
ne wird der Schutz vor Diskriminierung durch die Gleich-
behandlungsklausel des vierzehnten Zusatzes zur Verfas-
sung der Vereinigten Staaten von 1870 gewährleistet. Sie 
deckt Diskriminierung durch die Regierungsbehörden aus 
Gründen der Rasse, der Hautfarbe oder des nationalen Ur-
sprungs ab. Das inländische Recht bietet Schutz durch die 
Umsetzung der Verfassungsbestimmungen und eine Reihe 
von Gesetzesvorschriften, die in der Regel gerichtliche und/
oder verwaltungsbehördliche Rechtsmittel vorsehen. Daher 
können bundesstaatliche gesetzliche Schutzbestimmungen 
zum größten Teil aus der Verfassung der Vereinigten Staa-
ten und aus dem Bundesrecht abgeleitet werden.

In der Rechtsprechung der Gerichte spiegelt sich offensicht-
lich die Tatsache wider, dass ein umfassender und allgemein 
angewandter intersektioneller Ansatz nicht entwickelt wor-
den ist. Somit stellen die Gerichte Klagen, die auf der Inter-
sektionalität zweier oder mehrerer Gründe beruhen, in der 
Regel nicht als solche heraus, überlassen es allerdings dem 
Diskriminierungsopfer sich zu entscheiden, unter welchem 
Diskriminierungsaspekt der Fall geprüft werden soll. Folg-
lich muss ein Kläger sich zwischen den verschiedenen, für 
den Fall relevanten Diskriminierungsgründen entscheiden  
oder aber zwei oder mehr separate Klagen erheben (51).

Eine Institution jedoch, die Kommission der Vereinig-
ten Staaten für Chancengleichheit in der Beschäftigung 
(EEOC) (52), hat die Pionierrolle übernommen und einen in-
tersektionellen Ansatz eingeführt, erörtert und angewandt, 
der einem breiteren Verständnis und einer größeren Akzep-
tanz von Fällen, bei denen mehr als ein Diskriminierungs-
grund zum Tragen kommt, den Weg bereiten könnte.

Die EEOC ist eine unabhängige Bundesagentur, die einge-
richtet wurde, um Abschnitt VII des Bürgerrechtsgesetzes 
von 1964 sowie andere Gesetze in die Praxis umzuset-
zen (53). Abschnitt VII des Bürgerrechtsgesetzes umfasst die 
Diskriminierung aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, der 
Religion, des Geschlechts und des nationalen Ursprungs, 
während andere Diskriminierungsgründe Gegenstand an-
derer Gesetze sind. Das Gesetz verbietet unter anderem 
die Diskriminierung einer Untergruppe von Personen einer 
Rasse, weil sie zusätzlich zu ihrer Rasse bestimmte ande-
re Eigenschaften haben. So würde es etwa gegen Abschnitt 
VII verstoßen, wenn ein Arbeitgeber eine schwarze Frau mit 
Kindern im Vorschulalter ablehnen und gleichzeitig andere 
Frauen mit Kindern im Vorschulalter akzeptieren würde (54).
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Die EEOC hat ein Handbuch über richtiges Verhalten im 
Zusammenhang mit der Rassendiskriminierung veröffent-
licht (55) und kürzlich ein überarbeitetes Kapitel über Dis-
kriminierung aufgrund von Rasse und Hautfarbe herausge-
bracht, das die Frage der Intersektionalität aufgreift. Das 
Kapitel liefert Leitlinien zur Analyse von Beschuldigungen 
im Zusammenhang mit Diskriminierungen aufgrund von 
Rasse und Hautfarbe gemäß Abschnitt VII des Bürgerrechts-
gesetzes von 1964 und Erläuterungen zur Überlappung von 
Diskriminierungsgründen:

„Abschnitt VII verbietet Diskriminierung nicht nur aus ei-
nem geschützten Merkmal heraus (z. B. Rasse), sondern 
auch aufgrund der Überlappung zweier oder mehrerer ge-
schützter Eigenschaften (z. B. Rasse und Geschlecht). So 
etwa verbietet Abschnitt VII die Diskriminierung afroameri-
kanischer Frauen, selbst wenn der Arbeitgeber weiße Frau-
en oder afroamerikanische Männer nicht diskriminiert (56). 
Gleichermaßen schützt Kapitel VII amerikanische Frauen 
asiatischer Herkunft vor Diskriminierung aufgrund von Ste-
reotypen und Unterstellungen, „auch wenn amerikanische 
Männer asiatischer Herkunft und weiße Frauen nicht diskri-
miniert werden“ (57). Die Gesetzgebung verbietet auch die 
Diskriminierung Einzelner aufgrund einer Überschneidung 
der Faktoren Rasse und anderer durch ein anderes EEOC-
Gesetz geschützter Merkmale – z. B. Rasse und Behinde-
rung (58) oder Rasse und Alter (59).

Die EEOC hat den so genannten Leitfaden herausgebracht, 
um Forscher, Arbeitnehmer und Arbeitgeber beim Umgang 
mit intersektionellen Fällen zu unterstützen. Der Leitfaden 
ermöglicht eine Sensibilisierung und die Anwendung eines 
praktischen Ansatzes für das Problem der intersektionellen 
Diskriminierung bei bestimmten anfälligen Gruppen (hier 
Pflegepersonal). Der Leitfaden als solcher ebnet den Weg 
für eine Erweiterung des intersektionellen Ansatzes über 
beispielsweise Rasse und Hautfarbe hinaus.

Das Thema der intersektionellen Diskriminierung steht auch 
bei den Sitzungen der EEOC im Mittelpunkt. Kürzlich wur-
de das Thema neutraler Einstellungskriterien und anderer 
Einstellungstests im Hinblick auf die Folgen derartiger Prak-
tiken erörtert, insbesondere im Hinblick auf die negativen 
Auswirkungen für Afroamerikaner und andere geschützte 
Gruppen (61). Es wurde außerdem hervorgehoben, dass die 
EEOC mit den Arbeitgebern in einen Dialog treten sollte, um 
Letztere für das Problem der Intersektionalität zu sensibili-
sieren und sie zu ermutigen, positive Schritte zur Bekämp-
fung der intersektionellen Diskriminierung zu unterneh-
men (62).

Die Dokumente und Gespräche der EEOC weisen offenbar 
auf eine Tendenz zur systematischen Verbreitung des inter-
sektionellen Ansatzes und auf ein stärkeres Bewusstsein 
im Hinblick auf das Thema hin sowie auf die Möglichkeit, 
mehrere Arten von Diskriminierungsgründen als Grundlage 
eines einzigen Diskriminierungsfalles zusammenzufassen. 
Darüber hinaus legt die Arbeit der EEOC nahe, den Schwer-
punkt speziell auf Personengruppen zu legen, die aufgrund 
ihrer Rasse, ihres Geschlechts und einer Behinderung be-
sonders anfällig sind.

Dies ist eine neue Entwicklung, die hauptsächlich auf der 
Praxis der EEOC beruht. Sie geht zurück auf die Erfahrungen 
von Klägern und ihre Schwierigkeiten, Klage einzureichen 
und als Opfer einer Mehrfachdiskriminierung anerkannt zu 
werden, weshalb sie eine Trennung der Diskriminierungs-
gründe in Kauf nehmen mussten, während der Fall durch 
eine Zusammenfassung der Diskriminierungsgründe unter 
Anerkennung einer Kombination der verschiedenen Aspekte 
hätte bearbeitet werden können. Die Arbeit der EEOC kann 
sich im Laufe der Zeit durchaus auf die Rechtsprechung im 
Bereich des Arbeitsrechts auswirken, doch im Großen und 
Ganzen ist sie bislang noch nicht zu den Gerichten vorge-
drungen.

3.5 Abschließende Bemerkungen
Die EU-Vorschriften zur Antidiskriminierung und Gleichbe-
handlung erkennen zwar an, dass verschiedene geschützte 
Gründe einander überlappen können. Ein explizites Verbot 
von Mehrfachdiskriminierung gibt es jedoch nicht. Ein kon-
kretes Verbot von Mehrfachdiskriminierung würde zu einem 
höheren Bewusstsein für das Problem führen, was wiede-
rum einen effizienteren Schutz Einzelner und ganzer Grup-

Enforcement Guidance: Unlawful Disparate Treat-
ment of Workers with Caregiving Responsibili-
ties (60) (Leitfaden für die Umsetzung: Unrecht-
mäßige Ungleichbehandlung von Arbeitnehmern 
mit Pflegeaufgaben)

Zusätzlich zur geschlechtsspezifischen Diskrimi-
nierung kann Rassendiskriminierung oder Diskrimi-
nierung aufgrund des nationalen Ursprungs ein wei-
teres Beschäftigungshindernis für farbige Frauen in 
der Pflege sein. Eine berufstätige Mutter hispanischen 
Ursprungs kann beispielsweise von ihrem Vorgesetz-
ten aufgrund seiner vorurteilsbehafteten Vorstellun-
gen von erwerbstätigen Müttern oder schwangeren 
Berufstätigen und gleichzeitig aufgrund seiner Feind-
seligkeit gegenüber Lateinamerikanern allgemein 
diskriminiert werden. Farbige Frauen können auch 
einer intersektionellen Diskriminierung ausgesetzt 
sein, die sich eher speziell gegen Frauen einer be-
stimmten Rasse oder eines bestimmten ethnischen  
Ursprungs richtet als gegen alle Frauen und sich letzt-
endlich darin niederschlägt, dass eine afroamerika-
nische berufstätige Mutter schlechter behandelt wird 
als ihre weiße Kollegin.
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pen, die Mehrfachdiskriminierung ausgesetzt sind, mit sich 
brächte. Mit der Lieferung einer einheitlichen Definition für 
diese Arten von Diskriminierung hat die Umsetzung der Ras-
senrichtlinie und der Beschäftigungsrichtlinie in nationales 
Recht eine bedeutende Rolle bei der Durchsetzung eines 
einheitlichen Verständnisses von direkter und indirekter 
Diskriminierung gespielt. Auf ähnliche Weise sollte eine EU-
Definition zur Mehrfachdiskriminierung vorgelegt werden, 
um ein gemeinsames Verständnis dieses Phänomens zu er-
reichen.

Derzeit kann in der EU gegen Mehrfachdiskriminierung 
im Bereich Beschäftigung rechtlich vorgegangen werden, 
da alle sechs Gründe – Geschlecht, Alter, rassischer oder 
ethnischer Ursprung, Behinderung, Religion oder Weltan-
schauung sowie sexuelle Ausrichtung – abgedeckt sind. Die 
Rechtsprechung zur Mehrfachdiskriminierung in verschiede-
nen Ländern zeigt außerdem, dass im Bereich der Beschäf-
tigung Diskriminierungsfälle behandelt werden können, bei 
denen mehr als ein Grund zum Tragen kommen, wenngleich 
dies auch bedeuten kann, dass die verschiedenen Diskrimi-
nierungsgründe separat geltend gemacht werden.

Außerhalb des Bereichs Beschäftigung und Beruf ist nur 
die Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts und des 
ethnischen Ursprungs durch die EU-Vorschriften abgedeckt. 
Das Fehlen von Rechtsvorschriften zur Bekämpfung von Dis-
kriminierung außerhalb von Beschäftigung und Beruf aus 
Gründen des Alters, der Behinderung, der Religion/Weltan-
schauung und der sexuellen Ausrichtung ist nicht nur ein Pro-
blem für Personen, die Diskriminierungen aufgrund dieser 
konkreten Gründe erleiden, sondern auch für Personen, bei 
denen diese Gründe sich zu bereits bestehenden hinzuad-
dieren. Ist eine Person beispielsweise einer Diskriminierung 
ausgesetzt, bei der etwa die sexuelle Ausrichtung und der 
ethnische Ursprung den Zugang zur Gesundheitsfürsorge 
beeinflussen, so ist es grundsätzlich möglich, die Sache vor 
Gericht zu bringen – allerdings nur aufgrund des ethnischen 
Ursprungs. Geschieht dies, so wird nicht anerkannt, dass 
die Person infolge der Überschneidung der beiden Diskrimi-
nierungsgründe im Gesundheitswesen diskriminiert wurde. 
Hinzu kommt, dass potenziellen Klägern in Fällen außerhalb 
des Bereichs Beschäftigung und Beruf, in denen keiner der 

beteiligten Gründe – etwa Alter und Religion – geschützt ist, 
kein Schutz vor Diskriminierung zuteil wird. Dadurch wer-
den Gleichbehandlung und Chancengleichheit für alle Bür-
ger in keinem Bereich gefördert, und folglich wird auch die 
multiple Identität von Einzelpersonen nicht anerkannt.

Aus der rechtlichen Perspektive heraus ist Mehrfachdiskri-
minierung sehr viel komplexer, als es auf den ersten Blick 
scheint. Deutlich wird dies in Fällen, in denen beispielswei-
se zwei oder mehr verbotene Gründe einander überlappen 
und kombinierte Auswirkungen auf das Opfer haben. Wenn 
die einzelnen Gründe voneinander getrennt und separat 
betrachtet werden müssen, läuft eine solche Behandlung 
Gefahr, die Erfahrung von kombinierter Diskriminierung zu 
vernachlässigen. Weitere Forschungsanstrengungen zu die-
sem Problem sind erforderlich, um Fragen wie etwa die zu 
beantworten, wie mit intersektionellen Fällen umgegangen 
werden soll, wie in Fällen von Mehrfachdiskriminierung Ver-
gleiche angestellt werden können und wie Schadenersatz 
zu bewerten ist.

Im Gegensatz zur EU hat sich in Kanada und in den USA eine 
weit verbreitete Sensibilität für das Phänomen der Mehr-
fachdiskriminierung entwickelt. Institutionen und Agentu-
ren mit einem Auftrag zur Durchsetzung oder Förderung der 
Nichtdiskriminierung in diesen beiden Ländern haben Mög-
lichkeiten des Verständnisses und der Anwendung eines 
intersektionellen Ansatzes innerhalb ihres Rechtsrahmens 
geprüft. In Kanada waren die Gerichte und Kommissionen 
wichtige Instanzen auf dem Weg zur Anerkennung der inter-
sektionellen Diskriminierung im Rechtssystem. Sie haben 
die Anwendung einer kontextuellen Analyse in Fällen ent-
wickelt, in denen extreme Benachteiligung sowie sozialer, 
politischer und kultureller Kontext und sozioökonomische 
Aspekte eine Auswirkung auf den Aufbau der Identität einer 
Einzelperson und die Reaktion der Gesellschaft auf diese 
Identität haben. Die explizite Anerkennung der Möglichkeit 
von Diskriminierung aus einer Kombination von Gründen im 
kanadischen Gesetz über Menschenrechte hat zweifelsohne 
zur Entwicklung dieser Rechtsvorschriften beigetragen. Eine 
vergleichbare Terminologie wird in den Rechtsvorschriften 
der USA und Australiens zur Antidiskriminierung nicht ver-
wendet.
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4 Untersuchung von 
Mehrfachdiskriminierung
Dieses Kapitel befasst sich mit der Frage, wie Mehrfachdis-
kriminierung verstanden wird. Es versucht, einen elemen-
taren Überblick darüber zu geben, welche Gruppen anfällig 
sind für Mehrfachdiskriminierung und in welchen Lebens-
bereichen Mehrfachdiskriminierung auftritt. Ferner zeigt es, 
wie sich Mehrfachdiskriminierung auf den einzelnen Men-
schen auswirkt, und hebt bewährte Verfahrensweisen zur 
Inangriffnahme des Phänomens hervor.

Der Inhalt dieses Kapitels basiert teils auf den Fragebögen 
und den Round-Table-Gesprächen, die mit den Stakehol-
dergruppen in den zehn teilnehmenden Ländern organisiert 
wurden. Die Gruppen der Interessenvertreter von Ministeri-
en, nationalen Gleichbehandlungsstellen und NRO werden, 
wenn relevant, in getrennten Abschnitten erörtert. Da die 
Zahl der Sozialpartner, die auf die Untersuchung reagiert 
haben, beschränkt war, konnten für diese Gruppe keine 
Themen untersucht werden.

4.1 Mehrfachdiskriminierung  
in den Kontext setzen
In der Literatur über Mehrfachdiskriminierung wird darauf 
hingewiesen, dass man, um das Phänomen der Mehrfach-
diskriminierung zu erforschen, auch den Kontext untersu-
chen muss, in dem es zu Diskriminierung kommt. Indem wir 
Diskriminierung in einen Kontext setzen, werfen wir Licht 
auf die historischen, kulturellen und politischen Prozesse 
und Entwicklungen, die für das Auftreten von Diskriminie-
rung – und mithin von Mehrfachdiskriminierung – in der Ge-
sellschaft von Bedeutung sind.

Die EU besteht aus 27 Mitgliedstaaten und mindestens 
27 einzigartigen sozioökonomischen, kulturellen und po-
litischen Umfeldern. Die zehn Mitgliedstaaten, die für den 
Zweck dieser Studie ausgewählt wurden, repräsentieren 
nicht nur verschiedene geografische Gebiete der EU, son-
dern auch verschiedene Kontexte, in denen sich die Prinzi-
pien der Gleichstellung und Nichtdiskriminierung entwickelt 
haben und in die Praxis 
umgesetzt worden sind. 
Es war ein logischer 
Ausgangspunkt für die 
Studie, in Round-Table-
Gesprächen zu untersu-
chen und zu erörtern, 
wie und wo Mehrfach-
diskriminierung began-
gen wird.

Die meisten Teilnehmer der Runden Tische konnten den 
Effekt der sozioökonomischen, kulturellen und politischen 
Entwicklung in ihrem Mitgliedstaat beschreiben und mit den 
vorherrschenden Haltungen gegenüber Personen, die ver-
letzlichen Gesellschaftsgruppen angehören, verknüpfen. Da 
der Kontext in jedem Mitgliedstaat ein anderer ist, lässt sich 
kein allgemeingültiges Bild erstellen. Die Interessenvertre-
ter ermittelten jedoch mehrere Themen, die geeignet waren, 
Mehrfachdiskriminierung in einen Kontext zu setzen.

Es gab generell beachtliche Unterschiede zwischen dem 
Zeitpunkt des Beitritts zur EU und der darauf folgenden Ein-
führung der Antidiskriminierungsgesetze in den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Während der Geltungsbereich im letzten 
Jahrzehnt erweitert und eine Reihe zusätzlicher Diskrimi-
nierungsgründe einbezogen wurden, haben mehrere der 
an der Studie beteiligten Mitgliedstaaten die EU-Richtlinien 
erst vor kurzem umgesetzt und können als relativ „neue Ak-
teure“ im Bereich der Gleichstellung in Europa betrachtet 
werden.

Die kürzlich erfolgte Einführung von EU-Antidiskriminie-
rungsvorschriften ist im Hinblick auf allgemeine Bemühun-
gen zur Inangriffnahme und Bekämpfung von Diskriminie-
rung von Bedeutung. In Ungarn zum Beispiel äußerte ein 
ministerieller Vertreter, es sei verfrüht, das Konzept der 
Mehrfachdiskriminierung zu untersuchen, da sich bisher 
noch kein umfassendes Verständnis von Diskriminierung 
aus einem einzigen Grund (Einfachdiskriminierung) entwi-
ckelt habe. Der Befragte meinte, um Mehrfachdiskriminie-
rung zu begreifen und anzugehen, müsse man zunächst 
Einfachdiskriminierung und ihre Bedeutung gründlicher 
verstehen, bevor man sich mit Diskriminierung aus meh-
reren Gründen befassen könne. Andere Befragte aus den 
Ministerien, Gleichbehandlungsstellen und NRO erwähnten 
auch Herausforderungen wie etwa den Kampf gegen allge-
meine soziale Ungleichheit, Arbeitslosigkeit und Armut in 
ihrer Gesellschaft. Jede dieser Herausforderungen verlangt 
viel Aufmerksamkeit, was häufig dazu führt, dass ihnen im 
breiteren Kontext der Diskriminierung Vorrang eingeräumt 
wird. Gleichzeitig machten mehrere Befragte jedoch darauf 
aufmerksam, dass zwischen Armut und Arbeitslosigkeit und 
der Erfahrung von Diskriminierung ein Zusammenhang be-
stehe, da Personen, die für Diskriminierung anfällig sind, 
häufig auch verarmt und arbeitslos seien. Ein Befragter 
fasste es in folgende Worte:

„Ein ‚Teufelskreis‘ für manche Gruppen von Personen, die keinen Arbeitsplatz 
finden, weil sie arm sind und zur Romagemeinschaft, einer häufig als faul 
wahrgenommenen Gemeinschaft, gehören – aber wenn sie sich um einen Job 
Arbeitsplatz bemühen, bekommen sie keinen! Daher bleiben sie arm und müs-
sen sich ihr Einkommen auf anderen, oftmals kriminellen Wegen beschaffen 
– und so geht es ewig weiter.“
NRO, Rumänien
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Nicht alle Teilnehmer an der Studie hielten es für verfrüht, 
Mehrfachdiskriminierung anzugehen. Die Befragten aus ei-
ner Gruppe von Rechtsexperten im Vereinigten Königreich 
betrachteten Antidiskriminierungsarbeit als Teil eines Evo-
lutionszyklus, in dem das Verständnis von Einfachdiskri-
minierung mittlerweile derart gut entwickelt ist, dass es zu 
einem dynamischen Verständnis von Diskriminierung führt, 
das tatsächlich die Anerkennung von Mehrfachidentitäten 
und damit von Mehrfachdiskriminierung beinhaltet.

Im Übrigen wurden Initiativen wie die Kampagne „Für Viel-
falt. Gegen Diskriminierung“ und das Europäische Jahr der 
Chancengleichheit 2007 von Befragten aus den Ministerien 
als wichtige Initiativen bezeichnet, die das Verständnis des 
horizontalen Ansatzes verbessert und Wege des Denkens 
im Einklang mit dem Prinzip der Gleichberechtigung aller 
Menschen eröffnet haben.

Auch die Rolle und der Einfluss der Zivilgesellschaft bei 
der Förderung von Gleichbehandlung sind im Allgemeinen 
wichtige kontextuelle Faktoren für das Verständnis von 
Mehrfachdiskriminierung. Hier war es möglich, zwischen 
den untersuchten Mitgliedstaaten Unterschiede im Hin-
blick darauf festzustellen, wie gut NRO etabliert sind und 
anerkannt werden und ob sie Partnerschaften mit anderen 
Einrichtungen, sowohl staatlichen als auch nichtstaatlichen, 
eingehen und mit diesen zusammenarbeiten. Dies bedeutet 
auch Unterschiede bezüglich der Finanzierung der Ressour-
cen und des Einflusses und Leistungsvermögens der NRO 

in politischen Prozessen und der Gesetzgebung. Je stärker 
die NRO-Gemeinschaft eingebunden zu sein schien, umso 
mehr Bewusstsein für Diskriminierungsfragen war zu er-
kennen. Je mehr Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 
NRO stattfand, umso ausgeprägter war das Verständnis von 
Mehrfachdiskriminierung.

In mehreren Round-Table-Diskussionen wurde auch die 
Rolle der Medien als kontextueller Faktor zum Verständnis 
von Mehrfachdiskriminierung angesprochen. Dabei ging es 
um die Fähigkeit der Medien, Stereotype und Vorurteile zu 
schaffen, und deren Wirkung auf die breite Öffentlichkeit. 
Über die wichtige Rolle der Medien bei der Bildung der Vor-
stellungen von Identität und der Art, wie wir andere und uns 
selbst sehen, ist viel geforscht und geschrieben worden. 
Hann führt an, dass die Stereotypisierung verschiedener 
Gruppen in den Medien häufig und teils geradezu mit Beses-
senheit praktiziert wird (63). In der Studie lenkten mehrere 
Befragte von NRO und nationalen Gleichbehandlungsstel-
len die Aufmerksamkeit auf dieses Argument. Einige Befrag-
te erwähnten, dass Teile der Medien nach den Anschlägen 
vom 11. September in New York und Washington D.C. aktiv 
an voreingenommener Berichterstattung über Mitglieder ei-
ner ethnischen Minderheit, und zwar muslimische Männer, 
mitgewirkt und diese als potenzielle Terroristen dargestellt 
haben. Ein Befragter vertrat die Ansicht, dass diese Tendenz 
dazu beiträgt, Vorurteile und feindliches Verhalten gegen-
über einigen religiösen Gruppen, die traditionelle religiöse 
Kleidung tragen, zu verstärken.
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4.2 Mehrfachdiskriminierung 
erkennen
In diesem Abschnitt geht es in erster Linie darum, zu untersu-
chen, was die teilnehmenden Interessenvertreter auf prak-
tischer Ebene unter Mehrfachdiskriminierung verstehen. 
Allen Stakeholdergruppen wurde folgende Frage gestellt: 
Hat Ihre Organisation/Einrichtung eine Definition oder ein 
gemeinsames Verständnis von Mehrfachdiskriminierung? 
Ferner wurden die Befragten gebeten, ihr Verständnis durch 
ein entweder fiktives oder reales Beispiel für Mehrfachdis-
kriminierung zu veranschaulichen.

Ministerien

Nur wenige der Befragten aus Ministerien sagten, dass sie 
über eine Arbeitsdefinition von Mehrfachdiskriminierung 
verfügten, da praktisch keiner der Mitgliedstaaten Mehr-
fachdiskriminierung (oder irgendeinen anderen verwandten 
Begriff) in seinen Gesetzen erwähnt. Das Fehlen einer Ar-
beitsdefinition ließe sich auch durch die Tatsache erklären, 
dass Fragen bezüglich Gleichbehandlung und Bekämpfung 
von Diskriminierung über verschiedene Ministerien verteilt 
sind. Es ist beispielsweise nicht unüblich, dass sich das eine 
Ministerium mit geschlechtsbezogenen Themen befasst, ein 
anderes mit Rasse und ethnischer Herkunft und ein drittes 
mit Behinderung – oftmals ohne jede Zusammenarbeit zwi-
schen den drei Ministerien. Ein Befragter aus einem rumä-
nischen Ministerium erklärte, dass die rumänischen Rechts-
vorschriften in Bezug auf Geschlechtergleichstellung zwar 
einen Verweis auf Mehrfachdiskriminierung enthielten, sich 
bisher jedoch noch niemand darauf berufen habe. Darüber 
hinaus sei das Gleichstellungsgesetz in Rumänien aufgrund 
der von der nationalen Gleichbehandlungsstelle vorge-
legten Zahlen über die Anzahl von Fällen, die Romafrauen 
betreffen, abgeändert worden: Wenn nun eine Person aus 
mehr als einem Grund diskriminiert wird, gilt dies als „er-
schwerender Umstand“.

Einige Befragte aus Ministerien erklärten, dass es trotz 
der Tatsache, dass die nationale Gesetzgebung keine Vor-
schriften für eine Definition von Mehrfachdiskriminierung 
enthielte, dennoch möglich sei, gegen Mehrfachdiskriminie-
rung vorzugehen. Für diejenigen Mitgliedstaaten, die nicht 
über den Geltungsbereich der EU-Antidiskriminierungsvor-
schriften hinausgegangen sind, ist es technisch möglich, 
im Zusammenhang mit dem Bereich der Beschäftigung ein 
Verfahren wegen Mehrfachdiskriminierung einzuleiten. Al-
lerdings fügte der Befragte eines Ministeriums hinzu, dass:

„(…) es nach wie vor im Ermessen des Richters liegt, 
zu entscheiden, ob der Fall als Diskriminierung we-
gen eines oder wegen mehrerer Gründe behandelt 
werden sollte (...) in der Regel wird ein einziger  
Grund gewählt, da es einfacher ist, Diskriminierung 
aus einem Grund als aus zwei oder mehr Gründen 
zu prüfen, vor allem wenn es sich um einen sich 
überschneidenden Fall handelt.“
Ministerium, Dänemark

Ein Befragter aus einem irischen Ministerium erklärte, für 
die Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsgesetze sei 
ein einziges Ministerium zuständig, das alle Gründe und 
Bereiche innerhalb und außerhalb des Arbeitsmarktes ab-
decke:

„Wir haben nach dem Beitritt zur Europäischen Uni-
on mit Antidiskriminierungsgesetzen begonnen. 
In den 1990er Jahren hatten wir bereits Schutz in 
Bezug auf geschlechtsspezifische Diskriminierung, 
aber es gab auch eine steigende Nachfrage nach 
Schutz vor Diskriminierung aus anderen Gründen. 
Wir haben, nach dem Beispiel Kanadas und Aus-
traliens, keine parallelen Strukturen, sondern 
vielmehr einen einzigen, alle Gründe abdeckenden 
Rechtsrahmen eingerichtet.“
Ministerium, Irland

Obwohl nur wenige der Befragten aus Ministerien eine Ar-
beitsdefinition von Mehrfachdiskriminierung hatten, wuss-
ten die meisten, was unter dem Phänomen zu verstehen ist. 
Ein Befragter sagte:

„Mehrfachdiskriminierung ist die Kombination von 
Diskriminierung aus zwei oder mehr Gründen. Dis-
kriminierung von Migrantinnen, Diskriminierung 
behinderter Frauen, Diskriminierung schwarzer 
Homosexueller, Diskriminierung von Jugendlichen, 
die ethnischen Minderheiten angehören.“
Ministerium, Niederlande

Ein anderer Befragter antwortete:

„Denkbar wäre beispielsweise der Fall einer alten 
Frau aus der Romagemeinschaft, die aufgrund 
ihres Alters und ihrer ethnischen Herkunft diskri-
miniert werden könnte.“
Ministerium, Rumänien
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Nationale Gleichbehandlungsstellen

Die meisten nationalen Gleichbehandlungsstellen, die an 
der Studie teilnahmen, waren Stellen, deren Auftrag mehr 
als einen Diskriminierungsgrund umfasste. Obwohl es sich 
um für alle Gründe zuständige Gleichbehandlungsstellen 
handelte, gingen die meisten nicht horizontal an Diskrimi-
nierung heran und hatten daher keine Arbeitsdefinition von 
Mehrfachdiskriminierung. Dass sie nicht gegen Mehrfach-
diskriminierung vorgingen, lag häufig daran, dass Rechts-
vorschriften für ihre Mandate fehlten. Allerdings hinderte 
die Tatsache, dass sie keine Arbeitsdefinition hatten, sie 
nicht daran, das Phänomen zu verstehen oder Fälle von 
Mehrfachdiskriminierung zu erkennen:

„(…) nachdem wir zahlreiche Beschwerden von 
Frauen mit einem Romahintergrund erhalten hat-
ten und die betroffenen Frauen nicht erkennen 
konnten, ob die Diskriminierung auf ihre ethnische 
Herkunft oder ihr Geschlecht zurückzuführen war, 
haben wir [die Gleichbehandlungsstelle] eine 
Änderung des Gleichstellungsgesetzes vorgeschla-
gen, damit wir Fälle von Mehrfachdiskriminierung 
behandeln konnten. Das Gesetz wurde derart ab-
geändert, dass die Diskriminierung einer Person 
aus mehr als einem Grund als erschwerender Um-
stand gewertet wird.“
Nationale Gleichbehandlungsstelle, Rumänien

Andere Befragte von für alle Gründe zuständigen Gleichbe-
handlungsstellen hatten auch eine Definition des Phäno-
mens, obwohl die Definitionen nicht als Arbeitsdefinitionen 
für die gesamte Einrichtung betrachtet wurden. Ihre Defi-
nitionen von Mehrfachdiskriminierung beruhten teilweise 
auf Erfahrungen mit der Bearbeitung von Fällen, in denen 
entweder der Kläger bzw. die Klägerin die erlittene Diskri-
minierung als Mehrfachdiskriminierung empfand oder die 
Gleichbehandlungsstelle mehrere Gründe erkannt hatte:

„Es ist Diskriminierung in mehreren Bereichen. 
Menschen nicht in Schubladen stecken und aner-
kennen, dass Menschen Mehrfachidentitäten 
haben. Schwarze Frauen, die ethnischen Minder-
heiten angehören, können aufgrund ihrer Rasse 
und/oder ihres Geschlechts diskriminiert werden 
und auf dem Arbeitsmarkt auf Hindernisse stoßen, 
die auf Rasse und/oder Geschlecht beruhen.“
Nationale Gleichbehandlungsstelle, Vereinigtes 
Königreich

Neben der Beantwortung von Fragen bezüglich der Defini-
tion des Phänomens wurden die Befragten auch gebeten, 
fiktive oder auf konkreten Fällen basierende Beispiele für 
Mehrfachdiskriminierung zu nennen. Obwohl die nationalen 
Gleichbehandlungsstellen, die sie vertraten, sich auf keine 
Definition oder ein gemeinsames Verständnis von Mehr-
fachdiskriminierung geeinigt hatten, waren die meisten Be-
fragten in der Lage, spezifische Beispiele dafür anzuführen:

„Wir haben kürzlich einen Fall geregelt, in dem 
es sowohl um geschlechtsspezifische Diskrimi-
nierung als auch um Diskriminierung aufgrund 
der ethnischen Herkunft ging. Eine russische Frau 
reichte bei der Rechtsabteilung eine Klage ein, in 
der sie ihren Arbeitgeber beschuldigte, sie aus 
mehreren Gründen zu diskriminieren: weil sie eine 
Frau war und wegen ihrer ethnischen Herkunft, 
insbesondere ihrer Sprachfähigkeiten. Sie  
erklärte, sie werde während ihrer Berufsausbil-
dung als Polizeibeamtin weniger günstig behan-
delt als ihre Kolleginnen und Kollegen.“
Nationale Gleichbehandlungsstelle, Schweden

Wie bereits erwähnt, ist das Niveau des Verständnisses von 
und Bewusstseins für Mehrfachdiskriminierung unter natio-
nalen Gleichbehandlungsstellen, die mehr als einen Grund 
abdecken, recht gut entwickelt, da sie in ihrer täglichen 
Praxis mit Menschen zusammentreffen und zu tun haben, 
die Wiedergutmachung für Mehrfachdiskriminierung ver-
langen.

NRO

Bei der Stakeholdergruppe der NRO zeichnete sich das glei-
che Muster ab wie bei Ministerien und nationalen Gleich-
behandlungsstellen. Die Mehrheit der NRO erklärte, keine 
Arbeitsdefinition und kein gemeinsames Verständnis des 
Phänomens zu haben. Doch das Verständnis des Phäno-
mens war unter NRO, die schon seit langem im Bereich der 
Antidiskriminierung arbeiten, gut entwickelt:

„Eine ältere Kopftuchträgerin bewarb sich um 
einen Job als Empfangsdame. Sie wird wegen ihrer 
ethnischen Herkunft diskriminiert, weil sie eine 
Frau ist und weil sie praktizierende Muslima ist 
und ein Kopftuch trägt. Noch dazu kann sie auch 
wegen ihres Alters diskriminiert werden.“
NRO, Dänemark
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Ein anderer Befragter erklärte:

„Mehrfachdiskriminierung liegt vor, wenn eine Ro-
mafrau in einem Krankenhaus weniger günstig be-
handelt wird als eine Nicht-Roma-Person. Sie wird 
dann nämlich sowohl wegen ihrer Romaherkunft 
als auch wegen ihres Geschlechts diskriminiert.“
NRO, Ungarn

Ein Befragter brachte vor, eine Einzelperson sei umso anfäl-
liger für Mehrfachdiskriminierung, je mehr sie von der wahr-
genommenen „Norm“ abweiche:

„Stellen wir uns einmal eine Person vor, die aus 
irgendeinem Land außerhalb der EU, Iran zum 
Beispiel, kommt und transsexuell ist. Diese Person 
hat eine andere ethnische Herkunft, eine andere 
Religion und eine andere Geschlechtsidentität 
und wird sicherlich Mehrfachdiskriminierung erlei-
den.“
NRO, Griechenland

Obwohl das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung sehr 
gut verstanden wird, ist die Arbeit der meisten an der Studie 
beteiligten NRO vor allem auf einen Diskriminierungsgrund 
ausgerichtet.

Allerdings hat sich die Zahl von NRO, die mehrfach diskri-
minierte Gruppen vertreten, in den letzten Jahren erhöht. 
Solche Organisationen, die sich mit mehreren Gründen 
befassen, arbeiten in der Regel mit zwei oder mehr Diskri-
minierungsgründen, und ihre Arbeit basiert auf einem ge-
meinsamen Verständnis institutioneller Mehrfachdiskrimi-
nierung.

Die Gründe, weshalb Gruppen mit Mehrfachidentität zuneh-
mend ihre eigenen Bewegungen, Gemeinschaften und NRO 
aufbauen, sollten ebenfalls erwähnt werden. Die Befragten 
bezeichneten die Tatsache, dass es NRO, die sich einem 
einzigen Grund widmen, schwer fällt und manchmal sogar 
unmöglich ist, alle Mitglieder einzubeziehen und zu vertre-
ten, sowie die Notwendigkeit, dass sich überschneidende 
Gruppen ihre eigenen Interessen erkennen, dafür „eintre-
ten“ und sie äußern, als wichtigsten Beweggrund, eigene 
Initiativen zu starten.

„Ich weigere 
mich, den 
Arbeitsmarkt 
wegen meines 
Alters und 
Hörproblems  
zu verlassen.“
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4.3 Wer ist anfällig für  
Mehrfachdiskriminierung?
In Anerkennung der Tatsache, dass alle Menschen mehrere 
Identitäten haben, lässt sich die Frage, wer für Mehrfach-
diskriminierung anfällig ist, leicht beantworten: Jeder ist 
potenziell anfällig.

Ministerien

Der Großteil der Befragten von Ministerien war der Ansicht, 
dass Frauen mit einer anderen ethnischen Herkunft beson-
ders anfällig sind für Diskriminierung. Die Befragten aus 
Mitgliedstaaten mit Migrantengemeinschaften machten 
insbesondere auf die verletzliche Stellung von Migrantin-
nen aufmerksam, die auf ihre mangelnde Beherrschung der 
Sprache des jeweiligen Mitgliedstaats und darauf zurückzu-
führen ist, dass sie ihre Rechte nicht kennen und nicht wis-
sen, an wen sie sich um Hilfe wenden können:

„Das Ministerium arbeitet jedoch darauf hin, die 
Mitwirkungsmöglichkeiten von Frauen aus eth-
nischen Minderheiten auf der Grundlage ihrer 
besonderen Situation und ihrer besonderen Bedür-
fnisse zu erweitern und so eine bessere Gleich-
stellung von Männern und Frauen aus ethnischen 
Minderheiten zu erreichen.“
Ministerium, Dänemark

In einigen Mitgliedstaaten wiesen mehrere Befragte von 
Ministerien darauf hin, dass die Situation von Romafrauen 
noch schlechter ist als die der Romabevölkerung im Allge-
meinen. Einer der Befragten schlug daher vor, die Tatsache, 
eine Romafrau zu sein, als getrennten Diskriminierungs-
grund anzuerkennen.

„Romafrauen werden wegen der traditionellen Ein-
stellung zu Frauen innerhalb ihrer eigenen Gemein-
schaft diskriminiert und haben auch außerhalb  
ihrer Gesellschaft darunter zu leiden, weil Frauen 
im Allgemeinen einen niedrigeren gesellschaftli-
chen Status haben, und wegen der generellen 
Vorurteile gegen Roma.“
Ministerium, Rumänien

Auch die Tatsache, dass Romafrauen Menschenhandel zum 
Opfer fallen, wurde von mehreren Befragten erwähnt.

Ferner erwähnte fast jeder Befragte von Ministerien Projek-
te und Initiativen für Frauen aus ethnischen Minderheiten, 
womit sie den Eindruck bestätigten, dass ethnischen Min-
derheiten angehörende Frauen als für Mehrfachdiskriminie-
rung besonders anfällige Gruppe betrachtet werden.

Männer aus ethnischen Minderheiten sind jedoch auch be-
troffen – vor allem junge Männer, die einer ethnischen Min-
derheit angehören. Diese Gruppe fand in den letzten Jahren 
bei den Ministerien und anderen Stakeholdern zunehmende 
Beachtung. Ein Befragter erklärte:

„Auf dieser Personengruppe liegt ein besonderer 
Schwerpunkt, weil Statistiken zufolge die Quote 
von Schulabbrechern unter jungen Männern aus 
ethnischen Minderheiten dramatisch gestiegen 
ist und Studien zeigen, dass diese Gruppe für 
die Erstellung eines Persönlichkeitsprofils nach 
rassischen Kriterien anfälliger ist als andere Grup-
pen von Jugendlichen.“
Ministerium, Dänemark

Nationale Gleichbehandlungsstellen

Die Befragten von den nationalen Gleichbehandlungsstellen 
erklärten ebenfalls, Frauen aus ethnischen Minderheiten 
seien die am stärksten für Mehrfachdiskriminierung anfäl-
lige Personengruppe. Diese Einschätzung basierte auf der 
Anzahl der von den Gleichbehandlungsstellen bearbeiteten 
Fälle. Einer der Befragten aus einer Gleichbehandlungsstel-
le verwies auf eine relevante Studie, die zeigte, dass:

„die Wahrscheinlichkeit, dass Frauen aus Bang-
ladesch und Pakistan sowie schwarze Frauen aus 
dem Karibikraum im Alter von unter 35 Jahren 
während eines Bewerbungsgesprächs nach ihren 
Plänen bezüglich Heirat und Kindern gefragt wur-
den, zwei bis drei Mal höher lag, was an den weit 
verbreiteten Stereotypen liegt, nach denen asia-
tische Frauen nach der Heirat nicht mehr an einer 
beruflichen Karriere interessiert sind.“  (64)
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NRO

Wie weiter oben erwähnt, widmeten sich die meisten Befrag-
ten von NRO einem einzigen Diskriminierungsgrund. Dies 
bedeutete zwangsläufig, dass beispielsweise eine NRO, die 
Schwule, Lesben, Bisexuelle und Transgender vertritt, auf 
Beispiele verwies, die mit den von ihr vertretenen Gruppen 
zusammenhingen, etwa ein schwuler Muslim oder ein älte-
rer Schwuler, und diese als anfällige Gruppen betrachtete.

NRO treffen und vertreten Diskriminierungsopfer, die für die 
anderen Stakeholder nicht immer sichtbar sind, weil ent-
weder Gesetze in Bezug auf den betreffenden Diskriminie-
rungsgrund fehlen oder Diskriminierung aus diesem Grund 
nicht verboten ist. Daher vermittelten die NRO-Befragten 
einen breiteren Überblick über die für Mehrfachdiskriminie-
rung anfälligen Personengruppen als die Befragten von den 
Ministerien und den nationalen Gleichbehandlungsstellen.

Doch auch die Befragten der NRO wiesen auf die Über-
schneidung von Geschlecht und ethnischer Herkunft hin. 
Als Teilnehmer von NRO, die für Romarechte eintreten, über 
die Herausforderungen sprachen, die auftreten, wenn sie 
gegen Diskriminierung von Romafrauen vorgehen wollen, 
wurden Geschlecht und Romahintergrund als Gründe mit 
besonders hohem Risiko bezeichnet. Daten aus den in der 
Studie eingesetzten Fragebögen zeigen auch, dass NRO, die 
mit Romagemeinschaften arbeiten, Romafrauen häufig als 
besonders anfällig für Mehrfachdiskriminierung beschrei-
ben.

Bemerkenswert ist auch, dass manche Teilnehmer an der 
Studie berichteten, dass benachteiligte Gruppen andere 
Gruppen diskriminieren und dass Einzelpersonen auch im 
NRO-Freiwilligensektor Diskriminierung erfahren. Beispiele 
für derartige Diskriminierung wurden von mehreren Befrag-
ten genannt und diskutiert. Dieses Phänomen wurde von 
einem Befragten einer LSBT-Organisation hervorgehoben:

„Eine lesbische muslimische Frau, die wegen ihrer 
sexuellen Ausrichtung zuhause verstoßen wird 
und Probleme hat, in der LSBT-Gemeinschaft un-
terzukommen, weil sie Muslima ist.“
NRO, Niederlande

Eine anfällige Gruppe, die im Diskurs über Mehrfachdiskri-
minierung nur wenig Beachtung findet, sind Transsexuelle. 
Die Probleme im Zusammenhang mit der Diskriminierung 

transsexueller Menschen wurden von NRO-Teilnehmern 
in einem Mitgliedstaat diskutiert. Die Befragten erklärten, 
dass Erfahrungen mit der Stigmatisierung und dem Aus-
schluss Transsexueller nach wie vor weitgehend verborgen 
bleiben. Transsexuelle Menschen möchten als Mitglieder 
des anderen Geschlechts leben und als solche akzeptiert 
werden, doch von vielen wird diese Gruppe als Teil einer 
bestimmten Untergruppe der breiteren „Transgender“-Be-
völkerung betrachtet, die verschiedene Geschlechtsiden-
titäten umfasst, darunter Personen, die sich kleiden, als 
gehörten sie dem anderen Geschlecht an, aber keinesfalls 
an einer permanenten Geschlechtsumwandlung interessiert 
sind. Hinzu kommt das weit verbreitete Vorurteil, nach dem 
Transsexualität eine Orientierung hin zu Menschen des glei-
chen Geschlechts ist. Folglich kann man behaupten, dass 
Transsexuelle Gefahr laufen, wegen verschiedener Gründe 
diskriminiert zu werden. Daher kann es schwierig sein zu 
beweisen, ob Diskriminierung wegen des Geschlechts, ei-
ner als gleichgeschlechtliche Präferenz wahrgenommenen 
Ausrichtung oder aus beiden Gründen erfolgt.

Auch die Mehrfachdiskriminierung von Kindern, die benach-
teiligten Gruppen angehören, ist zu erwähnen. Einige NRO-
Befragte äußerten ihre Besorgnis über Kinder, die mittelbar 
oder unmittelbar Opfer von Mehrfachdiskriminierung sind. 
Die Diskriminierung, der Kinder aufgrund ihres Alters aus-
gesetzt sind, wird durch zusätzliche Faktoren – wie etwa 
Flüchtling oder Status als ethnische Minderheit, eine Be-
hinderung und/oder eine sexuelle Minderheitsorientierung 
usw. – noch verschlimmert. Einer der Befragten erwähnte 
eine Studie über ethnische Diskriminierung behinderter Kin-
der im Vereinigten Königreich, die zeigt, dass Informationen 
über behinderte Kinder aus diesen Gruppen Mangelware 
sind und dies dazu führen kann, dass diese Kinder „zwi-
schen zwei Stühlen sitzen“ (65).

Die Befragten wiesen auch darauf hin, dass Personen mit 
einer multiplen Identität Gefahr laufen, von keiner Gruppe 
akzeptiert zu werden oder gezwungen zu sein, einen Aspekt 
ihrer Identität zu wählen und den anderen zu unterdrücken. 
Es ist möglich, dass sie keine Gemeinschaft, NRO oder Be-
wegung finden, die ihre volle Identität abdeckt.

Schließlich machten die Befragten auch auf einige wichti-
ge Unterschiede zwischen den für Diskriminierung anfälli-
gen Gruppen aufmerksam. Rasse, Geschlecht, Alter sowie 
gewisse Formen der Behinderung sind sichtbare Merkmale, 
während die sexuelle Ausrichtung, die Religion und manche 
Formen der Behinderung in der Regel unsichtbar sind.
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4.4 Wo tritt Mehrfach-
diskriminierung auf?

Die an der Studie beteiligten Stakeholdergruppen wurden 
gebeten, die Sektoren zu nennen, in denen sie Mehrfach-
diskriminierung beobachten. Dazu gehören Beschäftigung, 
Wohnen, soziale Sicherheit, Bildung, Güter und Dienstleis-
tungen usw.

Ministerien

Den meisten Befragten von Ministerien zufolge ist Arbeit 
und Beschäftigung der Sektor, in dem Mehrfachdiskrimi-
nierung am häufigsten auftritt. Diese Einschätzung basierte 
auf vorhandenen Daten und nationalem Fallrecht in Bezug 
auf Diskriminierung aus einem einzigen Grund. Viele der 
Befragten wiesen darauf hin, dass gemäß den vorliegenden 
Daten und dem nationalen Fallrecht Einfachdiskriminierung 
hauptsächlich auf dem Arbeitsmarkt auftritt, woraus die Be-
fragten den Schluss zogen, dass auch Mehrfachdiskriminie-
rung in diesem Sektor weit verbreitet ist.

Einige Befragte von Ministerien erwähnten den materiellen 
Geltungsbereich der bestehenden Antidiskriminierungsge-
setze. Sie erklärten, ihre Gesetzgebung sei in Bezug auf Be-
schäftigung und Beruf am weitesten entwickelt; in diesen 
beiden Bereichen sind alle sechs Gründe abgedeckt. Dies 
gilt nicht für andere Bereiche, wo die Rechtsvorschriften 
in den meisten Mitgliedstaaten auf Geschlecht, Rasse und 
ethnische Herkunft beschränkt sind. Allerdings schlossen 
die Befragten die Existenz von Mehrfachdiskriminierung in 
anderen Bereichen nicht aus.

Nationale Gleichbehandlungsstellen

Die Antworten der Gleichbehandlungsstellen entsprachen 
denen der Befragten aus den Ministerien. Auch ihnen zufol-
ge ist der Arbeitsmarkt der Bereich, in dem Mehrfachdiskri-
minierung am häufigsten auftritt.

Gleichbehandlungsstellen führen jedoch neben ihrem Auf-
trag, Diskriminierungsopfer zu unterstützen, auch Untersu-
chungen und Erhebungen durch. Ein Befragter verwies auf 
eine Studie, die seine Stelle über junge Männer aus ethni-
schen Minderheiten durchgeführt hat, aus der hervorging, 
dass diese Gruppe besonders anfällig ist für Diskriminierung 
im Bereich von Gütern und Dienstleistungen, beispielswei-
se indem ihnen aufgrund ihres Geschlechts, ihres Alters und 
ihrer Rasse der Zugang zu Nachtclubs verweigert wird (66).

Es wurden auch andere Beispiele im Bereich Güter und 
Dienstleistungen genannt, so etwa Wohnen, Zeitungsanzei-
gen und Internet-Sites. Doch wie die Befragten erklärten, ist 
es, auch wenn die in diesem Bereich durchgeführten Studi-
en sich mit der Prüfung von Diskriminierung aus dem ein-
zigen Grund Rasse und ethnische Herkunft befasst haben, 
durchaus plausibel, dass auch Mehrfachdiskriminierung 
aufgetreten ist.

NRO

Die NRO-Befragten bezeichneten ebenfalls die Beschäfti-
gung als den Bereich, in dem Mehrfachdiskriminierung am 
häufigsten auftritt. Sie konnten jedoch auch noch andere 
Bereiche nennen. Beispielsweise erwähnte eine LSBT-Orga-
nisation die Bereiche Sozialversicherung sowie Güter und 
Dienstleistungen, vor allem in Bezug auf den Zugang älterer 
Schwuler zu Alters- und Pflegeheimen.
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4.5 Auswirkungen  
der Mehrfachdiskriminierung 
(Fallbeispiele)
In der einschlägigen Literatur ist umfassend belegt, dass 
Diskriminierung sich unmittelbar auf das psychologische 
Wohlbefinden der Person auswirkt und festgestellt wurde, 
dass derartige Erfahrungen Symptome in Verbindung mit 
Angst und Depression verschlimmern (67). Zappone et al. 
(2003) lenkten die Aufmerksamkeit auf die persönlichen 
Konsequenzen für Einzelpersonen, die Mehrfachdiskrimi-
nierung ausgesetzt sind, und auf ihr Gefühl, aus der Gesell-
schaft ausgeschlossen zu sein (68).

Um die Auswirkungen tatsächlich erfahrener oder wahr-
genommener Mehrfachdiskriminierung zu veranschauli-
chen, wurden für die Zwecke dieser Studie acht Personen 
interviewt. Die für die Studie ausgewählten Fälle machen 

deutlich, dass das Unwissen über verschiedene Kulturen, 
persönliche Merkmale und Lebensstile weit verbreitet ist 
und dass es an der Anerkennung von Mehrfachidentitäten 
hapert. Viele Personen sind Tag für Tag voreingenommenen 
und diskriminierenden Fragen und stereotypen Bemerkun-
gen ausgesetzt. Dies kann unter anderem dazu führen, dass 
sich Mitglieder der Gesellschaft ausgeschlossen und margi-
nalisiert fühlen.

Um die Anonymität der interviewten Personen sicherzustel-
len, wurden die Namen der Teilnehmer durch Pseudonyme 
ersetzt und die Namen der Orte und Stellen verändert.

Die fünf hier vorgestellten Fallstudien zeugen von den ne-
gativen Auswirkungen, die erfahrene oder empfundene Dis-
kriminierung auf den betroffenen Menschen haben kann. 
Selbst wenn diskriminierende Bemerkungen oder diskrimi-
nierendes Verhalten nicht absichtlich oder als Beleidigung 
gemeint sind, können die Auswirkungen ebenso negativ 
sein“ (69).

„Ich bin ein 
schwarzer 
religiöser Mann. 
Ich arbeite  
in Europa.“
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Rasse und Religion 

Kassem Hassani, 41 Jahre, bewarb sich um einen Arbeits-
platz als Bereichsleiter bei einer Stadtverwaltung und wur-
de zu einem Interview für die freie Stelle eingeladen. Wäh-
rend des Interviews wurden ihm Fragen in Bezug auf seinen 
vermuteten muslimischen Hintergrund und seine Meinung 
und Einstellung zu Frauen am Arbeitsplatz gestellt. Kassem 
Hassani reichte bei einer lokalen Beschwerdestelle eine Kla-
ge ein, in der er geltend machte, er sei während des Bewer-
bungsgesprächs diskriminiert worden, aber er hatte keinen 
Erfolg mit seiner Klage.

Kassem Hassani:

„Die Fragen, die sie mir stellten, hingen mit eth-
nischer Herkunft und religiösem Hintergrund 
zusammen. Eine dieser Fragen lautete: ‚Was halten 
Sie als Muslim davon, dass an diesem Arbeitsplatz 
so viele Frauen beschäftigt sind?’ Ich antwortete 
ihnen, dass ich derartige Fragen aus Gründen der 
Integrität nicht beantworte. ‚Ich sehe keinen Un-
terschied zwischen mir und irgendjemandem, der 
auf diesem Stuhl gesessen hat.‘ Daraufhin formu-
lierten sie die Frage um: ‚Ja, aber Sie kommen aus 
einem muslimischen Land, Sie repräsentieren nach 
wie vor eine bestimmte Kultur.‘ Ich wiederholte die 
gleiche Antwort. Und sie stellten mir, ähnlich for-
muliert, wieder die gleiche Frage.“ 

„Dies hat meinen Gesundheitszustand spürbar 
beeinträchtigt. Es begann anderthalb Monate nach 
dem Interview. Ein ganzes Jahr lang habe ich mich 
unwohl gefühlt. Durch dieses Interview habe ich 
das Gefühl der Sicherheit verloren. Normalerweise 
bin ich ein selbstbewusster Mensch: Ich kann ver-
schiedene Jobs machen, Aufträge ausführen, und 
ich bin ein geselliger Mensch, aber damit konnte 
ich nicht gut umgehen. Auf einmal zögerte ich, mich 
um Stellen zu bewerben, von denen ich wusste, 
dass sie mich interessierten.“

Sexuelle Ausrichtung und Behinderung

Maya Schleimann, 22 Jahre, studiert an der Universität Lite-
ratur und macht die Erfahrung, dass die Kombination Lesbe 
und Rollstuhlfahrerin wegen des mangelnden Zugangs zur 
LSBT-Gemeinschaft zu Isolierung führt. Ferner stellt sie fest, 
dass sie Mehrfachdiskriminierung ausgesetzt ist, wenn sie 
auf das Vorurteil stößt, dass sie aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung nicht dazu geeignet ist, ein Kind aufzuziehen, 
und sogar noch weniger geeignet, wenn ihre potenzielle 
Rolle als Elternteil in Verbindung mit ihrer Behinderung be-
trachtet wird.

Maya Schleimann:

„Manchmal ist es wirklich schwer, lesbisch und be-
hindert zu sein, vor allem, was die Zugänglichkeit 
anbelangt. Es ist generell äußerst schwierig, sich 
in der Stadt fortzubewegen, und wenn es darum 
geht, Leute zu treffen, wird es wirklich problema-
tisch, dass es nicht einen einzigen Ort gibt, der 
zugänglich und für Lesben bestimmt oder auch nur 
lesbenfreundlich ist. Es liegt auf der Hand, dass 
es ziemlich schwer ist, Teil einer Gemeinschaft zu 
werden, zu der man keinen Zugang hat.“

„Die Leute gehen immer davon aus, dass ich he-
terosexuell bin, und wenn ich ihnen dann sage, dass 
ich das nicht bin, sagen sie in der Regel, das sei nur 
eine vorübergehende Phase, was impliziert, dass 
es besser, korrekter oder normaler ist, heterose-
xuell zu sein. Außerdem nehmen sie an, dass man 
nicht gut ein Kind erziehen kann, wenn man schwul 
oder lesbisch ist, und natürlich wird es noch schlim-
mer, wenn man behindert ist.“

„An einem schlechten Tag kommt mir schnell der 
Gedanke, dass ich anderen einfach zu viel Ärger 
und Unannehmlichkeiten bereite. Dann glaube ich, 
ich müsste doppelt so viel wissen wie andere, um 
überhaupt rechtfertigen zu können, dass ich hier 
bin. Es ist ungerecht, aber ich denke recht oft, dass 
ich zum Ausgleich mehr tun oder besser sein sollte 
als die anderen.“
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Familienstand, Religion, Alter und Rasse

Alberto Morales, 48 Jahre, bewarb sich bei einer Universität 
um eine freie Stelle und wurde zu einem Gespräch einge-
laden. Als er die Stelle nicht bekam, hatte er den Eindruck, 
aufgrund seines Familienstandes, seiner Religion, seines 
Alters und seiner Rasse sowie aus politischen Gründen dis-
kriminiert worden zu sein. Da politische Gründe in seinem 
Mitgliedstaat nicht zu den geschützten Gründen gehören, 
konnte er diesen Grund beim Einreichen seiner Klage nicht 
mit einbeziehen. Bei der ersten Anhörung seiner Klage zog 
Alberto Morales seine Klagen bezüglich Diskriminierung 
aufgrund des Familienstandes und der Religion zurück und 
beschränkte sie aus strategischen Gründen auf Alter und 
Rasse. Er hatte mit seiner Klage Erfolg.

 Alberto Morales:

„Während des Interviews habe ich eine gewisse 
Feindseligkeit gespürt und gemerkt, dass meine 
Gesprächspartner glaubten, ich sei mit diesem 
Land nicht vertraut. Ich wurde wie ein Fremder be-
handelt. Die Leute sprachen mit mir über dies und 
das, als wüsste ich nicht Bescheid. Sie waren im 
vornhinein davon überzeugt, dass ich ein Fremder 
war und nichts verstehen würde. In gewisser Weise 
wird man so zu einem Fremden gemacht.“

„Ich glaube, sie hatten zahlreiche Vorurteile. Ich 
konnte sie fühlen – die Diskriminierung oder viel-
leicht die Voreingenommenheit. Ich spürte die 
Feindseligkeit während des Interviews, und ich 
konnte sie nicht begreifen. Ich hätte gern auch poli-
tische Gründe geltend gemacht, aber das lässt das 
Gesetz nicht zu.“

„Meiner Ansicht nach ist es irgendwie unnatürlich, 
Facetten seiner Identität auszuwählen, als ob man 
sie voneinander trennen oder ein Element wegfal-
len lassen könnte, aber angesichts der Beschaffen-
heit der Gleichstellungsgesetzgebung und der Art 
und Weise, wie die Gerichte arbeiten, muss man 
sagen, dies ist der eine Grund, der am wahrschein-
lichsten ist.“

Rasse und Geschlecht

Renáta Sztojka, 44 Jahre, eine Romafrau und Mutter von 
sechs Kindern, wurde von einer Beamtin des Gemeindera-
tes bedroht: Wenn sie nicht bereit sei, für den Rat harte und 
erniedrigende Arbeiten auszuführen, würden ihre recht-
mäßigen Sozialversicherungsleistungen gekürzt. Einer lo-
kalen NRO zufolge, die auf die Bearbeitung von Fällen von 
Diskriminierung gegen Roma spezialisiert ist, suchte sich 
die Beamtin des Gemeinderates für solche Arbeiten gezielt 
Romafrauen aus, obwohl es andere arbeitslose Personen 
(Romamänner und Nicht-Roma) gab. Es kam zu einem Pro-
zess über diesen Fall. Renáta Sztojka hatte mit ihrer Klage 
Erfolg, allerdings wegen der Gründe Rasse und ethnische 
Herkunft.

Renáta Sztojka:

„Die Leiterin der Stadtkanzlei nannte mich in ihrem 
Büro eine dreckige Zigeunerin. Sie hat eine Reihe 
von Romafrauen beleidigt. Sie hat uns ins Gesicht 
gesagt, dass sie uns alle für Lumpengesindel hält 
und dass wir nur versuchen würden, jeder Arbeit 
aus dem Weg zu gehen. Sie glaubte, wir wollten 
einfach auf Kosten anderer leben.“

„Es war Winter, als Frauen zum Schneeschaufeln 
beordert wurden, darunter auch ich. Wir mussten 
acht Stunden pro Tag bei minus 20 Grad arbeiten, 
auch samstags und sonntags. Am 30. Tag bin ich 
in Ohnmacht gefallen, und sie mussten einen Arzt 
rufen. Ich sagte ihm, ganz gleich, was passiert, ich 
werde die vollen 30 Tage arbeiten, weil die Leiterin 
der Stadtkanzlei mir sonst die Sozialleistungen, die 
mir zustehen, verweigert und meine Kinder dann 
nichts zu essen haben.“

„Es tut mir weh, zu sehen, wie Romafrauen behan-
delt werden. Ich finde es schwierig, die richtigen 
Worte dafür zu finden, aber ich glaube, ich bin ein 
Mensch, der genauso viel wert ist wie jeder andere. 
Und trotzdem muss ich doppelt so viel arbeiten wie 
andere Nicht-Roma-Personen, um meinen Wert zu 
beweisen.“
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Religion, Rasse und Geschlecht

Roya Arian, 43 Jahre, ist eine qualifizierte Krankenschwes-
ter, die bereits verschiedene Stellen im Gesundheitsbereich 
hatte. Sie trägt ein Kopftuch und hört immer wieder negative 
Bemerkungen darüber, dass sie bei der Arbeit ein Kopftuch 
trägt. Es hat Vorfälle gegeben, wo Patienten sie mit Terroris-
ten über einen Kamm scheren und sich weigern, sich von ei-
ner Muslima behandeln zu lassen. Ihrer Meinung nach hatte 
die Karikaturenkrise in Dänemark erhebliche Auswirkungen 
auf die Reaktionen der Menschen ihr gegenüber. Sowohl 
Kollegen und Kolleginnen als auch Führungskräfte stellen 
ihr respektlose Fragen bezüglich der Tatsache, dass sie ein 
Kopftuch trägt. Sie musste sich auch indiskrete Bemerkun-
gen und Fragen über „Wer tut was im Haushalt?“ anhören, 
die implizierten, dass sie als muslimische Frau zweifellos 
von ihrem Mann unterdrückt wird.

Roya Arian:

„Ich arbeitete in einem Pflegeheim für alte Men-
schen. Ich verstehe nicht, was im Kopf der Leute 
vorgeht. Einer der Heimbewohner fragte mich ein-
mal den ganzen Tag lang: ‚Sind Sie Muslima? Sind 
Sie Muslima?‘ Es gab auch Bewohner, die mir nicht 
erlaubten, ihr Zimmer zu betreten, weil ich Muslima 
bin und ein Kopftuch trage.“ 

„Vor allem an meinem Arbeitsplatz stoße ich auf 
das Vorurteil, dass Frauen aus einer muslimischen 
Kultur kein Selbstbewusstsein haben. Ich habe von 
vielen Kollegen und Kolleginnen die Frage gehört: 
‚Und was tut dein Mann? Wer ist bei euch fürs Put-
zen und Kochen zuständig? Wer geht einkaufen 
und kümmert sich um die Kinder?‘ Sie stellen viele 
private Fragen, die zeigen, dass sie davon ausge-
hen, dass ich nicht in der Lage bin, mich selbst zu 
behaupten, und sie mir beibringen müssen, wie 
das geht.“

„Es ist nach wie vor eine psychische Belastung. 
Im Grunde quält es mich die ganze Zeit. Man wird 
wirklich empfindlich, manchmal fast schon para-
noid. Wenn einem nicht der gebührende Respekt 
entgegengebracht wird, fühlt man sich nicht gut. 
Ich kann sagen, dass ich dadurch introvertierter 
geworden bin und den Menschen nicht mehr ver-
traue. Meistens bleibe ich einfach für mich.“
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4.6 Gegen  
Mehrfachdiskriminierung 
vorgehen
Eines der Hauptziele der Studie bestand darin, Erfahrungen 
mit der Inangriffnahme des Problems der Mehrfachdiskrimi-
nierung auf praktischer Ebene zu ermitteln. Von besonde-
rem Interesse für die Studie waren existierende Strategien 
oder Aktionspläne zur Inangriffnahme oder Bekämpfung 
von Mehrfachdiskriminierung sowie Werbe- oder Sensibi-
lisierungsaktivitäten und/oder Bemühungen zur gezielten 
Beobachtung von Mehrfachdiskriminierung.

Ministerien

Die meisten Befragten von Ministerien gaben an, in ihrer 
Einrichtung gebe es keine Strategien, Aktionspläne, Wer-
be-, Sensibilisierungs- oder Beobachtungsaktivitäten in Be-
zug auf Mehrfachdiskriminierung. Als Gründe dafür wurden 

mangelnde Rechtsvorschriften und unzureichendes Wissen 
über das Phänomen Mehrfachdiskriminierung angeführt. Im 
Übrigen haben einzelne Ministerien, wie bereits weiter oben 
erwähnt, häufig mit einem bestimmten Diskriminierungs-
grund zu tun und sahen daher keinerlei Anlass, direkt auf 
die Bekämpfung von Mehrfachdiskriminierung ausgerichte-
te Strategien oder Aktivitäten einzuführen.

Manche Befragte von Ministerien sagten, sie verfügten zwar 
nicht über Aktivitäten als solche, die gegen Mehrfachdis-
kriminierung angehen, aber ihre Regierungen seien damit 
befasst, die bestehenden Antidiskriminierungsgesetze ent-
weder zu revidieren oder Änderungen zu erwägen, wodurch 
es in der Praxis möglich werden könnte, in Zukunft derartige 
Aktivitäten zu starten. Die erwähnten Änderungen umfass-
ten beispielsweise eine alle Gründe abdeckende Gleichstel-
lungsgesetzgebung, die Sammlung von Diskriminierungs-
daten oder die Einrichtung von Gleichbehandlungsstellen, 
die für alle Diskriminierungsgründe zuständig sind.

Ein Befragter eines Ministeriums erklärte, sie hätten neben 
anderen Initiativen zur Bekämpfung von Mehrfachdiskrimi-
nierungen kürzlich eine Arbeitsgruppe zur Sicherstellung der 
Gleichbehandlung eingerichtet, die gewährleisten soll, dass 

„Ich bin eine 
muslimische Frau 
und arbeite als 
Rechtsberaterin.  
Ich möchte Richterin 
werden.“
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politische Maßnahmen und Gesetze die Gleichstellungsper-
spektive horizontal einbeziehen. Im Laufe der Round-Table-
Gespräche wurde jedoch klar, dass etliche der Ministerien 
trotz eines Mangels an „bewussten“ Aktivitäten in der Lage 
waren, Projekte zu nennen, die – wenn nicht direkt, so in-
direkt – als Initiativen zur Bekämpfung von Mehrfachdiskri-
minierung betrachtet werden konnten. Dazu gehören vor 
allem Projekte, die im Rahmen des Europäischen Jahres der 
Chancengleichheit für alle – 2007 entwickelt wurden. Nur 
das für das Jahr zuständige Ministerium in Rumänien konn-
te über gezielt auf Mehrfachdiskriminierung ausgerichtete 
Aktivitäten berichten.

Die Befragten erwähnten auch Projekte mit anderen Zielen, 
wie etwa Abbau der Armut, oder Integrationsprojekte, die 
jedoch spezifische Überschneidungen von Gründen aner-
kennen – insbesondere die Überschneidung von Geschlecht 
und ethnischer Herkunft.

Nationale Gleichbehandlungsstellen

Mehrere Gleichbehandlungsstellen führen Untersuchun-
gen über mehrfach benachteiligte Gruppen durch, doch nur 
einige haben Strategien, Aktionspläne oder Werbe- oder 
Sensibilisierungsaktivitäten zur Bekämpfung von Mehrfach-
diskriminierung entwickelt. Wie bereits erwähnt, hat eine 
Gleichbehandlungsstelle zum Beispiel eine förmliche Un-
tersuchung über die Stellung schwarzer Frauen aus ethni-
schen Minderheiten auf dem Arbeitsmarkt durchgeführt (70). 
Im gleichen Kontext unterstrich ein anderer Befragter, es sei 
wichtig, im Rahmen von Forschungs- und Sensibilisierungs-
aktivitäten eine mehrere Gründe umfassende Perspektive 
umzusetzen.

Da es sich bei der Mehrheit der Befragten von den Gleich-
behandlungsstellen um Berater mit juristischem Hinter-
grund handelte, lag der Schwerpunkt hauptsächlich auf den 
rechtlichen Herausforderungen, die sich stellen, wenn man 
gegen Diskriminierung aus mehr als einem Grund vorgehen 
will. Wie aus den Literaturhinweisen ersichtlich wird, zeigen 
die Ergebnisse der Round-Table-Gespräche auch, dass es 
gängige Praxis ist, dass Rechtsberater in Fällen von Mehr-

fachdiskriminierung pragmatisch vorgehen und sich aus 
taktischen Gründen auf einen einzigen Grund beschränken.

Die Befragten von Gleichbehandlungsstellen nahmen Bezug 
auf spezifische Individualfürsorge, wo mehrere Gründe vor-
liegen und zusammenspielen. Ein Befragter veranschaulich-
te die Schwierigkeiten in Verbindung mit der Bearbeitung 
von Fällen, in denen sich die Gründe überschneiden, wenn 
getrennte Gleichbehandlungsstellen für getrennte Diskrimi-
nierungsgründe zuständig sind.

Das Beispiel zeigt auch, dass der Begriff einer Identität an 
sich schon ausreicht, um diskriminierendes Verhalten aus-
zulösen, und wenn jemand nicht dem entspricht, was für das 
männliche Geschlecht als „normal“ betrachtet wird, kann er 
Opfer von Diskriminierungen werden.

Das Europäische Jahr der Chancengleichheit für alle – 2007 
wurde auch von einigen Befragten von Gleichbehandlungs-
stellen erwähnt, die sagten, es habe ihnen die Gelegenheit 
geboten, horizontal zu arbeiten und sich dem Phänomen der 
Mehrfachdiskriminierung zu widmen. Das Jahr hat ihnen er-
möglicht, Konferenzen, Seminare und Projekte zu organisie-
ren, die auch zur Förderung der Gleichstellung bei bestimmten 
Überschneidungen von Diskriminierungsgründen dienten.

NRO

Die meisten Befragten von NRO erklärten, sie hätten keine 
direkt auf Mehrfachdiskriminierung ausgerichteten Stra-
tegien, Aktionspläne oder Werbe-, Sensibilisierungs- oder 
Beobachtungsaktivitäten umgesetzt. Allerdings wurde den 
NRO-Befragten zunehmend bewusst, dass ihre Mitglieder 
Mehrfachidentitäten haben; daher denken sie über Projekte 
zur Unterstützung von Mitgliedern nach, die für Mehrfach-
diskriminierung anfällig sein könnten, oder haben bereits 
derartige Projekte auf den Weg gebracht. Auch die Durch-
führung von Studien oder die Teilnahme an Forschung ist 
für die NRO offenbar ein Weg, gegen Mehrfachdiskriminie-
rung anzugehen. Ein Befragter erklärte:

„Wir haben spezielle Programme zu sexueller Aus-
richtung und ethnischer Herkunft/Religion und 

Aktivitäten für LSBT-Personen mit 
einer Behinderung (taub und geis-
tig behindert) sowie Aktivitäten für 
ältere und junge LSBT-Personen.“
NRO, Niederlande

„Wir hatten einen Fall, in dem ein Mann an seinem Arbeitsplatz belästigt wur-
de. Man hielt ihn für schwul, weil er auf die Kollegen sehr feminin wirkte. Es 
war schwer zu entscheiden, wer den Fall übernehmen sollte, da er sowohl mit 
Geschlecht als auch mit sexueller Ausrichtung zusammenhing.“
Gleichbehandlungsstelle, Schweden
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Auch wenn derartige Aktivitäten nicht darauf abzielen, di-
rekt gegen Mehrfachdiskriminierung oder Diskriminierung 
anzugehen, zeigen sie doch ein wachsendes Bewusstsein 
und Bemühen, die Vielfalt einer Untergruppe anzuerkennen 
und auf die Interessen ihrer Mitglieder einzugehen.

Den NRO zufolge ist es nicht immer einfach, Projekte und 
Kampagnen bezüglich mehrerer Gründe zu starten. Auf-
grund ihres Mandats konzentrieren viele Organisationen 
ihre Aufmerksamkeit auf einen bestimmten Grund, und we-
gen der unterschiedlichen Interessen und der mangelnden 
Anerkennung von Diskriminierung aus anderen Gründen ist 
es mühsam, eine gemeinsame Plattform für übergreifende 
Aktivitäten zu finden. Wie bereits erwähnt, bezeichneten die 
Befragten Konflikte aufgrund von Unwissen, Vorurteilen, 
Rassismus und Stereotypen innerhalb und zwischen NRO 
als Faktor, der die Zusammenarbeit erschwert:

„Von einer Behindertenorganisation, die über  
reichlich Platz verfügte, wurde uns Büroraum ver-
weigert, weil wir mit LSBT-Personen arbeiten.“
NRO, Litauen

Ein anderer Befragter erklärte:

Von Organisationen, die eine bestimmte verletzliche Grup-
pe unterstützen, könnte man erwarten, dass sie Personen, 
die aus anderen Gründen mit Vorurteilen, Isolation und Dis-
kriminierung konfrontiert sind, besser verstehen und akzep-
tieren. Doch das im Laufe dieser Studie zusammengetrage-
ne Material zeigt, dass Einzelpersonen nicht zwangsläufig 
davon Abstand nehmen, andere zu diskriminieren, obwohl 
sie selbst Diskriminierung erfahren haben. Aber trotz der 
Interessenkonflikte und anderen Schwierigkeiten konnten 
mehrere NRO ermittelt werden, die mit anderen NRO zusam-
menarbeiten.

„Wir arbeiten normalerweise mit anderen mit Dis-
kriminierung befassten NRO zusammen, um unser Wi-
ssen und unsere Erfahrungen über die Gesetzeslage 
im Bereich der Nichtdiskriminierung auszutauschen. 
So erhalten wir Kenntnis über Diskriminierung von 
Frauen, Behinderten und Homosexuellen.“  
NRO, Ungarn

„Es ist uns sogar gelungen, die Roma-NRO zur Teil-
nahme an der Schwulenparade zu bewegen!“  
NRO, Rumänien

„Wir haben zwei Jahre gebraucht, um eine gemein-
same Plattform zu finden, die uns 
half, Gleichbehandlung in Bezug auf 
andere Gründe als unseren eigenen 
zu verstehen, und ein weiteres 
Jahr, um gemeinsame Aktionen zur 
Bekämpfung des Phänomens der 
Diskriminierung, das ja alle Bereiche 
betrifft, zu entwickeln.“   
NRO, Dänemark

„Da Frauen keine Minderheit in der Gesellschaft sind, haben sie mit an-
deren Problemen zu kämpfen als Minderheiten – daher müssen wir sehr 
viel selbst machen.“
NRO, Niederlande
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4.7 Das Ausmaß der  
Mehrfachdiskriminierung

Während der Round-Table-Gespräche stellten die teilneh-
menden Stakeholder auch die Frage: „Welches Ausmaß hat 
Mehrfachdiskriminierung?“. Es war möglich, Daten aus zwei 
in der Studie untersuchten Mitgliedstaaten zu ermitteln, 
die einen Hinweis darauf liefern, wie oft das Phänomen der 
Mehrfachdiskriminierung auftritt.

Die im Jahresbericht 2001 der Kommission für rassische 
Gleichstellung enthaltenen Zahlen über das Vereinigte Kö-
nigreich zeigen, dass etwa 70 % der formellen Klagen von 
Frauen eingereicht werden, die meisten von Frauen aus 
dem Karibikraum. Da im Vereinigten Königreich getrennte 
Gleichbehandlungsstellen für die verschiedenen Gründe zu-
ständig sind, mussten diese Frauen sich entscheiden und 
anstatt der geschlechtsspezifischen Dimension ihrer Fälle 
die rassische Diskriminierung herausstreichen“ (71). 

Die Zahlen, die in Irland vom Equality Tribunal für 2005 vor-
gelegt wurden, zeigen, dass unter dem Gesetz zur Gleichbe-
handlung im Bereich der Beschäftigung fast ein Viertel der 
Kläger behaupten, Mehrfachdiskriminierung erlitten zu ha-
ben, und unter dem Gesetz für Gleichstellung über ein Vier-
tel der Kläger von Mehrfachdiskriminierung sprechen (72). 
Aus den Zahlen für 2006 geht hervor, dass 21 % der Fälle 
unter dem Gesetz zur Gleichbehandlung im Bereich der Be-
schäftigung mehrere Gründe betreffen, während diese Zahl 
unter dem Gleichstellungsgesetz fast 30 % beträgt (73).

Es ist bemerkenswert, dass die Befragten das Ausmaß der 
Mehrfachdiskriminierung im Allgemeinen unterschiedlich 
einschätzten. Die Teilnehmer von Gleichbehandlungsstel-
len in einigen Mitgliedstaaten sagten, sie erhielten oder 
bearbeiteten nur selten Fälle von Mehrfachdiskriminierung, 
während andere Statistiken, beispielsweise von der Gleich-
behandlungsstelle in Irland, zeigen, dass 20-30 % ihrer Fäl-
le mehrere Gründe betreffen. Das Fehlen verfügbarer Daten 
macht deutlich, wie schwierig es ist, Mehrfachdiskriminie-
rung zu messen (74).

„Ich bin eine junge 
dänische Frau  
mit Dyslexie.“
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4.8 Abschließende  
Bemerkungen
Die Diskussionen mit den drei Stakeholdergruppen zeig-
ten, dass Mehrfachdiskriminierung von unterschiedlichen 
Bezugspunkten aus und unter verschiedenen Blickwinkeln 
verstanden wird. Um gegen dieses Phänomen vorzugehen, 
muss man die unterschiedlichen sozioökonomischen, kul-
turellen, historischen und politischen Kontexte verstehen, 
in denen die Stakeholder tätig sind. Diese Kontexte wirken 
sich auf das Ausmaß der einschlägigen Kenntnisse aus, auf 
das Bewusstsein und die Bereitschaft, gegen die Ursachen 
und Wirkungen von Mehrfachdiskriminierung anzugehen. 
Nach Auffassung einiger Stakeholder geht es bei der Inan-
griffnahme von Mehrfachdiskriminierung darum, über die 
Gleichstellungsrichtlinien der EU hinauszugehen, während 
andere Stakeholder sie als Bereich und Phänomen betrach-
ten, der bzw. das in Zukunft in Angriff zu nehmen ist, da die 
gegenwärtige Herausforderung darin besteht, gegen Diskri-
minierung aus einem einzigen Grund anzugehen.

Nur relativ wenige der Befragten hatten eine Arbeitsdefiniti-
on von Mehrfachdiskriminierung. Dennoch haben die meis-
ten der Befragten das Phänomen der Mehrfachdiskriminie-
rung generell recht gut verstanden. Durch ihre Beispiele 
haben die Befragten gezeigt, dass sie Personen erkennen, 
die mehr als eine Identität haben und damit für Diskriminie-
rung aus mehr als einem Grund anfällig sind.

Es ist darauf hinzuweisen, dass eine Reihe von Befragten 
erklärte, dass sie vor der Teilnahme an der Studie nicht über 
Mehrfachdiskriminierung nachgedacht haben und ihnen das 
Phänomen erst während des Ausfüllens des Fragebogens 
und der Round-Table-Gespräche bewusst geworden ist.

Die Teilnehmer der Studie stimmten weitgehend darin über-
ein, dass es sich bei Geschlecht (Frauen) und Rasse um 
eine sich überschneidende Gruppe handelt, die für Mehr-
fachdiskriminierung anfällig ist. Die Gründe Geschlecht und 
ethnische Herkunft (insbesondere Frauen aus ethnischen 
Minderheiten) wurden in jedem Round-Table-Gespräch als 
Gruppe hervorgehoben, die unter Mehrfachdiskriminierung 
zu leiden hat. Die vorgebrachten Feststellungen sollen nicht 
nahelegen, dass diese Gruppe anfälliger ist als andere, aber 
sie könnten darauf schließen lassen, dass sie mehr Auf-
merksamkeit erhält als andere Gruppen. Dieser Trend wird 
auch durch die im Laufe dieser Studie zusammengetrage-
nen Berichte und Forschungsunterlagen bestätigt.

Andere sich überschneidende Gruppen, die als anfällig für 
Mehrfachdiskriminierung bezeichnet wurden, waren behin-
derte Frauen, ältere Frauen, junge Männer aus ethnischen 
Minderheiten, behinderte LSBT-Personen, ältere LSBT-
Personen, junge LSBT-Personen und ältere Menschen mit 
einer Behinderung. Die Tatsache, dass Menschen gleich-

zeitig mehreren benachteiligten Gruppen angehören kön-
nen, wird von den an der Studie beteiligten Stakeholdern 
erkannt, aber sowohl Regierungs- als auch Nichtregierungs-
organisationen legen den Schwerpunkt vor allem auf einen 
einzigen Diskriminierungsgrund. Dass bestimmte Kombina-
tionen weitgehend unsichtbar bleiben, lässt sich teilweise 
durch den Mangel an Daten über diese Gruppe erklären. 
Ferner kann man davon ausgehen, dass Opfer (bestimmter 
Kombinationen) zögern, Diskriminierungsklagen einzurei-
chen, weil sie entweder ihre Rechte nicht kennen oder weil 
es nicht „der Mühe wert“ scheint.

Das Phänomen der Mehrfachdiskriminierung kann in jedem 
Bereich auftreten. Der Arbeitsmarkt wird jedoch als der Be-
reich herausgestellt, in dem Mehrfachdiskriminierung am 
häufigsten auftritt. Dies ließe sich teils durch die Tatsache 
erklären, dass die Antidiskriminierungsgesetzgebung in 
den Bereichen Beschäftigung und Beruf am weitesten ent-
wickelt ist. In diesem Bereich gibt es Fallrecht, sind einige 
Daten verfügbar und wurden zahlreiche Studien durchge-
führt. Generell wurde der Schwerpunkt weitgehend auf die 
Bekämpfung von Diskriminierung und die Förderung von 
Vielfalt und Gleichstellung in Beschäftigung und Beruf ge-
legt.

Die einzelnen Fallgeschichten veranschaulichen die Auswir-
kungen erfahrener oder empfundener Mehrfachdiskriminie-
rung auf den einzelnen Menschen.

Die meisten Befragten von Ministerien erklärten, sie hätten 
keine direkt auf Mehrfachdiskriminierung ausgerichteten 
Strategien, Aktionspläne, Sensibilisierungs- oder Beobach-
tungsaktivitäten. Als Gründe für diese mangelnde Fokussie-
rung auf Mehrfachdiskriminierung wurden die existieren-
den Rechtsvorschriften und unzureichendes Wissen über 
das Phänomen Mehrfachdiskriminierung angeführt. Initi-
ativen wie das Europäische Jahr der Chancengleichheit für 
alle – 2007 sind den Befragten zufolge sehr nützlich, um alle 
Akteure zu einem horizontaleren Ansatz zur Förderung der 
Chancengleichheit und Bekämpfung von Diskriminierung zu 
ermutigen und darin einzubinden.

Viele der NRO-Befragten wiesen darauf hin, dass für Perso-
nen mit sich überschneidenden Identitäten die Gefahr be-
steht, dass sie gezwungen sein könnten, einen Aspekt ihrer 
Identität zu wählen und den bzw. die anderen Aspekte fallen 
zu lassen. Unter Umständen ist es ihnen unmöglich, eine Ge-
meinschaft oder Bewegung zu finden, die ihre vollständige 
Identität umfasst. Dies kann problematisch sein, wenn eine 
Einzelperson zu einer verletzlichen Gruppe gehört und ver-
sucht, durch die Mitwirkung in NRO-Bewegungen und -Orga-
nisationen soziale und emotionale Unterstützung zu finden.

Ferner wurde in diesem Kontext erkannt, dass NRO, die seit 
längerer Zeit mit anderen NRO (und anderen Einrichtungen) 
zusammenarbeiten, die sich mit anderen Diskriminierungs-
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bereichen fassen, in der Regel wohl ein ausgeprägteres 
Bewusstsein von Diskriminierung aus allen sechs Gründen 
entwickelt haben. Derartige Kooperationen scheinen ein 
stärkeres Bewusstsein zu schaffen, das die Chancen erhöht, 
sicherzustellen, dass politische Strategien, Aktivitäten und 
soziale Gruppen für die Mehrfachidentitäten und Interessen 
ihrer Mitglieder zugänglich sind und diese einbeziehen.

Gemeinsame Initiativen fördern den Dialog und das Ver-
ständnis. Die möglichen Ergebnisse sind ein geschärftes Be-
wusstsein von Mehrfachdiskriminierung und eine bessere 
Fähigkeit, die Frage wirksamer anzugehen. Durch Bündnisse 
mit anderen anfälligen Gruppen gewinnen Lobbyingbemü-

hungen und Advocacy-Aktivitäten an Schlagkraft. Natürlich 
erweitert Zusammenarbeit auch die Möglichkeiten zur Ver-
mittlung bei Konflikten zwischen verschiedenen Gründen.

Dass Mehrfachdiskriminierung existiert, ist offensichtlich. 
Der Mangel an Dokumentation und statistischen Daten führt 
jedoch dazu, dass das Phänomen der Mehrfachdiskriminie-
rung weniger sichtbar ist und nur geringe Anreize bestehen, 
das Phänomen zu erkennen und effektive Mechanismen zu 
seiner Bekämpfung zu finden. Wegen des Mangels an Da-
ten kann man sich kein richtiges Bild davon machen, welche 
sich überschneidenden Gruppen anfällig sind und in wel-
chen Bereichen Mehrfachdiskriminierung auftritt.
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5 Bewährte Verfahrensweisen
In diesem Kapitel werden sieben Beispiele für bewährte 
Verfahrensweisen vorgestellt, die im Laufe dieser Studie 
erkannt wurden. Einige davon wurden ausgewählt, weil sie 
direkt und auf neuartige Weise an Mehrfachdiskriminierung 
herangehen, andere, weil sie bewusst einen horizontalen 
Ansatz zur Bekämpfung von Diskriminierung anwenden. Der 

horizontale Ansatz macht wohl einen systematischen und 
ganzheitlichen Prozess möglich, der es erlaubt, gemeinsa-
me Strategien zur Bekämpfung von Diskriminierung und 
Mehrfachdiskriminierung zu entwickeln. Im Übrigen enthal-
ten alle Beispiele Elemente der Zusammenarbeit, die den 
Dialog und das Verständnis bezüglich der verschiedenen 
Gründe fördern und das Bewusstsein für Mehrfachdiskrimi-
nierung schärfen.

   Justizministerium, Irland

In Irland hat das Justizministerium im Rahmen einer nationalen Sozialpartnerschaftsvereinbarung eine Arbeitsgruppe 
zur Sicherstellung der Gleichbehandlung eingerichtet, die Vertreter von Ministerien, Behörden und der Sozialpartner 
umfasst. Die Arbeitsgruppe nahm ihre Arbeit im Jahr 2000 auf; sie soll dafür sorgen, das Fragen im Zusammenhang 
mit der Sicherstellung der Gleichbehandlung ein ständiger Schwerpunkt sind. Sicherstellung der Gleichbehandlung ist 
vergleichbar mit Gender-Mainstreaming-Strategien, bei denen die Gleichstellungsperspektive in politische Maßnahmen 
und Gesetze integriert ist und Folgenbewertung und Übereinstimmung beinhaltet. 

2003 startete die Arbeitsgruppe ein Projekt zur Entwicklung eines Modells für einen integrierten Ansatz zur Sicherstel-
lung der Gleichbehandlung, der Armut, Geschlecht und die anderen acht Gründe, die unter der irischen Antidiskriminie-
rungsgesetzgebung vorgesehen sind, abdeckte.

Dieses Modell wurde dann versuchsweise auf ein breit angelegtes strategisches Programm angewandt und führte zu ei-
ner Überprüfung der öffentlichen Ausgaben für diesen Bereich, nämlich in Form des National Action Plan Against Racism 
und der Back to Education Allowance Expenditure Review. Ein integriertes Sicherstellungsverfahren vereinfacht die ad-
ministrativen Aspekte der Politikgestaltung, da es Armut und Gleichbehandlung in einen einzigen Prozess einbezieht.

Ein integriertes Verfahren ermöglicht auch einen Fokus auf Mehrfachidentitäten. Das integrierte Sicherstellungsmodell 
hat sich in dem Test gut bewährt, es hat sich jedoch auch gezeigt, dass dieses Modell weiter entwickelt und abgeändert 
werden muss. Die Arbeitsgruppe will weitere Tests durchführen. 

   Die Gleichstellungsbehörde, Irland

Die Gleichstellungsbehörde, deren gesetzlicher Auftrag neun verschiedene Gründe abdeckt, hat erkannt, dass sie der 
Situation und Erfahrung von Menschen, die aus sich überschneidenden Gründen diskriminiert werden, in ihrer Arbeit 
besondere Aufmerksamkeit widmen muss. Die Gleichstellungsbehörde hat ein Seminar über schwule und lesbische Per-
sonen mit Behinderungen organisiert und Untersuchungen über behinderte Menschen aus ethnischen Minderheiten in 
Auftrag gegeben. Die Behörde hat gemeinsam mit Menschenrechts- und Gleichbehandlungsstellen in Irland, Nordirland 
und Großbritannien an dem Problem der Mehrfachdiskriminierung gearbeitet. Im Jahr 2003 hat die Gleichstellungsbe-
hörde ein gemeinsames Forschungsprojekt über Gruppen mit Mehrfachidentitäten koordiniert: Re-thinking Identity.

Die Gleichstellungsbehörde konzentriert sich im Rahmen ihrer Arbeit zur Förderung bewährter Verfahrensweisen in den 
Bereichen Beschäftigung und Dienstleistungen auch auf die Vielfalt innerhalb jedes von der Gleichstellungsgesetzge-
bung abgedeckten Grundes; dadurch wird nicht zuletzt eine Vorgehensweise gefördert, die Fragen im Zusammenhang 
mit Mehrfachidentität und Mehrfachdiskriminierung einbezieht. Was die Individualfürsorge in Bezug auf Diskriminierung 
anbelangt, können Betroffene sich melden und Klagen aus mehr als einem Grund einreichen. Dadurch wird es möglich, 
Daten über mehrere Gründe betreffende Fälle zu erheben. Im Jahr 2006 betrafen 9 % aller bei der Gleichstellungsbehör-
de eingereichten Fälle mehrere Gründe.
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   Aktionsplan für eine integrative Gesellschaft, Dänemark

Im Jahr 2003 hat das dänische Institut für Menschenrechte den Gleichstellungsausschuss ins Leben gerufen, der sich 
aus Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen und unabhängigen Experten zusammensetzt, die sich mit den  
sechs Gründen Rasse und ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion und Weltanschauung, Alter, Behinderung und sexuelle 
Ausrichtung befassen. Der Ausschuss wurde eingesetzt, um eine Plattform zu schaffen, von der aus die Ausschussmit-
glieder ein gemeinsames Terrain zur Förderung der Gleichstellung und zur Bekämpfung von Diskriminierungen aus einer 
horizontalen, die verschiedenen Gründe umfassenden Perspektive finden konnten. Vor der Einrichtung des Ausschusses 
hatten die Organisationen, die sich mit den verschiedenen Gründen befassten, ihre Bemühungen weitgehend jeweils 
auf ihren eigenen Bereich konzentriert.

2006, im Anschluss an eine Studie zum Stand der Gleichstellung in Dänemark, leitete der Ausschuss einen Aktionsplan 
für eine integrative Gesellschaft ein. Ziel dieses Aktionsplans war es, Gleichstellung für alle zu fördern und gegen das 
Phänomen Diskriminierung anzukämpfen. Der Aktionsplan beinhaltete Sensibilisierungsseminare für alle Mitglieder der 
am Aktionsplan mitwirkenden Organisationen und Workshops mit Vertretern der Organisationen, um gemeinsame Ini-
tiativen zu empfehlen, und eine Konsenskonferenz, auf der sich die Nichtregierungsorganisationen auf eine Erklärung 
für eine integrative Gesellschaft einigten und diese gemeinsam unterzeichneten. Schließlich wurden, um auch die Poli-
tik mit an Bord zu holen, alle Mitglieder des dänischen Parlaments zu einer Anhörung eingeladen, um über die Erklärung 
und ihre Ansichten über eine integrative Gesellschaft zu diskutieren. 

Die Erklärung für eine integrative Gesellschaft wurde von 22 verschiedenen NRO unterzeichnet und hat zu einem neuen 
Aktionsplan (2007-2010) geführt, der darauf ausgerichtet ist, die Ziele der Erklärung zu verwirklichen und sie operativ zu 
machen. Mehrere Organisationen arbeiten nun an der Schnittstelle ihre jeweiligen Gründe und kooperieren im Rahmen 
gemeinsamer Projekte. 

   Der Nationalrat zur Bekämpfung von Diskriminierung (NCCD), Rumänien

Der NCCD ist Rumäniens nationale Gleichbehandlungsstelle. Im Rahmen ihrer sozialen Einzelbetreuung wurde sich die 
Stelle der unverhältnismäßig hohen Zahl von Fällen, die Romafrauen betreffen, bewusst. Die NCCD erkannte, dass es 
schwierig war, diese Fälle zu bearbeiten, da unklar war, ob die Person wegen der Rasse und ethnischen Herkunft diskri-
miniert wurde oder wegen des Geschlechts. Der NCCD stellte fest, dass eine so starke Wechselbeziehung zwischen den 
Gründen bestand, dass er der Regierung empfahl, das Gleichstellungsgesetz zu ändern. Daraufhin wurde das Gesetz 
derart abgeändert, dass die Diskriminierung einer Person aus mehr als einem Grund als „erschwerender Umstand“ 
gewertet wird.

   The Equalities National Council of Black and Minority Ethnic Disabled 
People and Carers (ENC, Der nationale Gleichstellungsrat schwarzer und ethnischen Minderheiten angehörender be-
hinderter Menschen und Pflegekräfte), Vereinigtes Königreich

Menschen mit sich überschneidenden Identitäten beginnen zögernd, neue soziale Netzwerke und/oder Gruppen zu 
bilden. Der ENC wurde 1997 gegründet und wird von Dienstnehmern und Pflegekräften geleitet. Er besteht aus 22 Perso-
nalmitgliedern, die auf freiwilliger Basis arbeiten, aus Rechtsanwälten und Studierenden, die ein Praktikum in Sozialar-
beit absolvieren – durchweg Schwarze und Angehörige ethnischer Minderheiten. Der ENC umfasst über 200 Personen, 
die Advocacy-Unterstützung erhalten, und weitere 3000 Mitglieder in ganz England. Er macht unabhängige Advocacy-
Dienstleistungen für unabhängiges Leben verfügbar, die Gesundheitsdienstleistungen, Sozialfürsorge, das Strafrechts-
system, Unterkunft, Bildung, Beschäftigung, Sozialhilfeleistungen usw. betreffen.

Als eine der wenigen mit mehreren Gründen befassten Organisationen vertritt der ENC Personen, die Mehrfachdiskri-
minierung ausgesetzt sind. Er ist ein Sprachrohr der von sich überschneidenden Gründen betroffenen Menschen und 
wurde eingerichtet, um den Bedarf an einer Stelle, die sich mit den Bedürfnissen behinderter Menschen aus schwarzen 
Gemeinschaften befasst, zu erfüllen.
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„Ich wurde als 
Frau geboren. 
Heute bin ich ein 
heterosexueller 
transsexueller 
Mann.“

   Die schwedische Rheuma-Vereinigung, Schweden

Die schwedische Rheuma-Vereinigung ist ein Beispiel für eine NRO, die sich zunehmend dessen bewusst geworden ist, 
dass es sich bei den von ihr vertretenen Menschen keineswegs um eine einheitliche Gruppe handelt. Die Organisation  
musste erkennen, dass von bestimmten sich überschneidenden Gründen betroffene Rheumapatienten nicht die Behand-
lung und Unterstützung erhalten, auf die sie Anspruch haben, oder, beispielsweise wegen mangelnder Sprach-
kenntnisse, keinen Zugang zu Behandlung und Unterstützung finden. 

Daher hat die Vereinigung 2004 das Projekt NIKE auf den Weg gebracht, das Frauen unterstützen soll, die zur Gruppe 
rheumakranker Frauen mit Einwandererhintergrund gehören. Unter anderem soll das Projekt den betroffenen Frauen 
durch Schulungskurse helfen, umfassende Kenntnisse über ihre Krankheit und über ihre Rechte und Möglichkeiten in 
Schweden zu erlangen. Bislang wurden in sechs schwedischen Städten solche Kurse veranstaltet. Nach Abschluss ih-
rer Schulung sollen diese Frauen Aktivitäten für Frauen ihrer eigenen Sprachgemeinschaft entwickeln und eine Brücke 
zwischen ihnen und den lokalen Rheuma-Vereinigungen schlagen.

Darüber hinaus wurde eine Zusammenarbeit mit dem für Diskriminierung aufgrund der Rasse und der ethnischen Her-
kunft zuständigen Ombudsmann aufgebaut. Das beim Ombudsmann beschäftigte Personal hat 70 am Projekt NIKE be-
teiligte Frauen in Diskriminierungsfragen geschult, und nun sind diese Frauen damit beschäftigt, ihre Erfahrungen mit 
Diskriminierung im schwedischen Gesundheitswesen zu dokumentieren.
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   Das Equality and Diversity Forum, Vereinigtes Königreich

Das Equality and Diversity Forum (EDF, Forum für Gleichstellung und Vielfalt) ist ein Netzwerk nationaler Organisatio-
nen, die auf Fortschritte in Bezug auf Alter, Behinderung, Geschlecht, Rasse, Religion und Weltanschauung, sexuelle 
Ausrichtung und allgemeinere Fragen im Zusammenhang mit Gleichstellung und Menschenrechten hinarbeiten. Das 
Forum wurde im Januar 2002 eingerichtet. Es soll den Dialog und das Verständnis in Bezug auf die einzelnen „Bereiche“ 
der Gleichstellung fördern und dafür sorgen, dass die sich überschneidende Natur von Gleichstellungsfragen in der poli-
tischen Debatte über Vorschläge für Antidiskriminierungsgesetze und eine einzige, für alle Gründe zuständige Gleichbe-
handlungsstelle anerkannt wird. Es hat entscheidend zum Aufbau eines Konsenses und einer Zusammenarbeit zwischen 
Organisationen, die zuvor nicht kooperiert haben, beigetragen. Erfahrungen mit der Förderung von Veränderungen in 
Bezug auf Behinderung, Geschlecht und Rasse sind bei der Ausarbeitung von Vorschlägen und Empfehlungen zu Alter, 
Religion und Weltanschauung sowie sexueller Ausrichtung von wesentlicher Bedeutung: Das Forum hat Sitzungen zum 
Austausch bewährter Verfahrensweisen organisiert und eine Reihe zukunftsorientierter Forschungsarbeiten in Auftrag 
gegeben, um die politische Debatte voranzubringen.

Seit seiner Schaffung im Jahr 2002 hat das Equality and Diversity Forum eine wichtige Rolle bei der Bekämpfung von 
Mehrfachdiskriminierung gespielt, indem es:

mit verschiedenen Diskriminierungsbereichen befasste Organisationen zusammengebracht und ihnen ermöglicht •	
hat, Bereiche zu erkennen, die für sie alle von Interesse sind, einschließlich Fragen in Bezug auf sich überschneiden-
de und Mehrfachdiskriminierung;
Einfluss genommen hat auf die Schaffung einer starken und unabhängigen Kommission für Gleichstellung und Men-•	
schenrechte, die im Oktober 2007 ihre Arbeit aufnimmt und in der Lage ist, Schutz vor allen Formen der Diskriminie-
rung, einschließlich Mehrfachdiskriminierung, zu gewähren;
die Lösung von Konflikten zwischen Gleichstellungsinteressen vereinfacht hat, und zwar sowohl durch ausdauernde •	
Arbeit zum Aufbau vertrauensvoller Beziehungen zwischen Organisationen, die zuvor nicht zusammengearbeitet 
haben, als auch durch spezielle Interventionen;
durch Lobbying dafür eingetreten ist, die Antidiskriminierungsgesetzgebung zu verbessern und Mehrfachdiskri-•	
minierung anzuerkennen. In der kürzlich veröffentlichten Regierungsanhörung über die Antidiskriminierungsge-
setzgebung werden Beweise dafür verlangt, dass das Gesetz geändert werden muss, um Schutz für Menschen zu 
gewährleisten, die aus mehr als einem Grund diskriminiert werden. Das EFD trägt diese Beweise zusammen, um zu 
zeigen, dass eine Gesetzesänderung wirklich notwendig ist;
politische Entscheidungsträger, Dienstleister, Rechtsanwälte und breitere Kreise durch EDF-Publikationen und Se-•	
minare für Mehrfachdiskriminierung sensibilisiert hat.
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Die im Rahmen dieser Studie zusammengetragenen Ansich-
ten und Erfahrungen geben zwar nützliche Einblicke in das 
Phänomen der Mehrfachdiskriminierung, aber es ist noch-
mals darauf hinzuweisen, dass sie einer klein angelegten 
qualitativen Studie entnommen wurden. Diese Untersu-
chung berührt also nur die Oberfläche des Problems und 
gibt einen Hinweis auf die Themen und Herausforderungen, 
über die nachgedacht und auf die reagiert werden sollte. In 
diesem Kapitel werden die Empfehlungen und Vorschläge 
aufgeführt, die gemeinsam mit den Teilnehmern an der Stu-
die herausgearbeitet wurden. 

Empfehlung Nr. 1: Forschung über  
Mehrfachdiskriminierung
Diese Studie hat geholfen zu erkennen, wie Mehr-
fachdiskriminierung von den verschiedenen Stake - 
holdergruppen verstanden wird und welche 
Auswirkungen dieses Phänomen hat. Ferner hat die 
Studie gezeigt, dass es generell an Wissen darüber 
fehlt, wie sich Mehrfachdiskriminierung sowohl unter 
einer Rechtsperspektive als auch unter dem Gesichts-
punkt der Sensibilisierung wirksam angehen und 
bekämpfen lässt. Es ist notwendig, die rechtlichen 
Folgen von Mehrfachdiskriminierung eingehender zu 
untersuchen, um Lösungen für Herausforderungen 
wie etwa Beweislast und Schadensbewertung in Fäl-
len, die zwei oder mehr Gründe betreffen, zu finden. 

Vorschlag an die Europäische Kommission:

Forschung über die Entwicklung wirksamer • 
Schutzmechanismen und Rechtsrahmen zur 
Handhabung von Fällen von Mehrfachdiskri-
minierung

Vorschläge an Forschungseinrichtungen: 

Forschung zwecks Entwicklung der konzeptuel-• 
len Instrumente zur Analyse der Erfahrung, Situ-
ation und Identität sich überschneidender Grup-
pen
Forschung über institutionelle Mehrfachdis-• 
kriminierung. Diese Forschung wäre darauf aus-
gerichtet, zu prüfen, wie und wo institutionelle 
Mehrfachdiskriminierung auftritt

6 Empfehlungen und Vorschläge

Empfehlung Nr. 2: Gesetze in Bezug auf  
Mehrfachdiskriminierung
In anderen Bereichen als Beschäftigung und Beruf bi-
etet der Geltungsbereich der bestehenden Antidiskri-
minierungsgesetze der EU keinen wirksamen Schutz 
vor Mehrfachdiskriminierung. Wirksamer Schutz setzt  
Rechtsvorschriften voraus, die alle sechs Gründe 
in allen Lebensbereichen abdecken. Hinzu kommt, 
dass das Konzept der Mehrfachdiskriminierung, ein-
schließlich sich überschneidender Diskriminierung, in 
der gegenwärtigen Gesetzgebung nicht definiert wird. 

Vorschläge an die Europäische Kommission  
und die Mitgliedstaaten:
Die Antidiskriminierungs- und Gleichstellungs-
gesetzgebung(en) der EU und der einzelnen Mit-
gliedstaaten sollten die Gründe Alter, Behinderung, 
Religion/Weltanschauung und sexuelle Ausrichtung 
auch außerhalb von Beschäftigung und Beruf ab-
decken, d. h. in folgenden Bereichen: 
a) Sozialschutz, einschließlich Sozialversicherung 
und Gesundheitsversorgung; b) Sozialvorteile; 
c) Bildung; d) Zugang zu und Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit verfüg-
bar sind, einschließlich Wohnen. Die neue Gesetzge-
bung muss auch Rechtsvorschriften zur Inangriff-
nahme von sich überschneidender Diskriminierung 
vorsehen.

Die Anerkennung des Grundes Geschlechts-• 
identität als Teil der Gleichstellungspolitik und 
-gesetzgebung dadurch zum Ausdruck bringen, 
dass die Geschlechtsidentität zum Grund Ge-
schlecht hinzugefügt wird; daraus würde dann 
„Geschlecht und Geschlechtsidentität“.
Einführung spezifischer Vorschriften zur • 
Bekämpfung von Mehrfachdiskriminierung, 
einschließlich sich überschneidender Diskri-
minierung.
Nationale Gleichbehandlungsstellen mit dem • 
Auftrag, Opfer von Diskriminierung aus allen 
Gründen und sowohl innerhalb als auch außer-
halb der Bereiche Beschäftigung und Beruf zu 
unterstützen, und mit angemessenen finanziel-
len und humanen Ressourcen zur Unterstützung 
von Opfern von Mehrfachdiskriminierung.
Förderung und Entwicklung positiver Pflich-• 
ten und Mainstreaming der Gleichstellung 
in öffentlichen und privaten Sektoren, unter 
Berücksichtigung mehrerer Gründe.
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„Ich bin ein iranischer 88 Jahre 
alter Mann. Ich floh 1979  
nach Europa.“

Empfehlung Nr. 3: Sensibilisierung

Durch Gesetze allein lässt sich das Ziel, eine diskrimi-
nierungsfreie Gesellschaft zu schaffen, nicht erreichen. 
Chancengleichheit für alle erfordert proaktivere Me-
thoden. Um den Menschen ihr Recht auf Gleichstel-
lung und Zugang zum Recht bewusst zu machen, sind 
entsprechende Initiativen und Kampagnen erforderlich. 
Ferner müssen Initiativen und Kampagnen durchgeführt 
werden, um die Existenz von Mehrfachdiskriminierung 
stärker ins Bewusstsein der politischen Entscheidungs-
träger und Behörden, einschließlich Rechtsbehörden, 
zu rücken. 

Vorschläge an die Europäische Kommission:

Aktivitäten, die an das „Europäische Jahr der Chan-•	
cengleichheit für alle“ anknüpfen, mit besonderem 
Schwerpunkt auf Mehrfachdiskriminierung.
Mainstreaming der Gleichstellung und Folgenab-•	
schätzungsinstrumente in den politischen Maß-
nahmen, Strategien und Aktionsplänen der EU 
sowie Bereitstellung finanzieller Unterstützung 
für Aktivitäten, die Mehrfachdiskriminierung Rech-
nung tragen.

 

Vorschläge an die Europäische Kommission  
und die Mitgliedstaaten:

Dafür sorgen, dass der Zusammenhang zwischen •	
Diskriminierung, Mehrfachdiskriminierung und 
sozialer Ausgrenzung und Armut besser verstan-
den wird.

Vorschläge an die Mitgliedstaaten:
An relevante Interessengruppen gerichtete Kam-•	
pagnen und Seminare zum Thema Mehrfachdis-
kriminierung in Gang setzen.
Intensivierung der sektoren- und ministerien-•	
übergreifenden Zusammenarbeit, um Informatio-
nen und bewährte Verfahrensweisen auszutau-
schen, und Entwicklung gemeinsamer Strategien 
zur Förderung der Chancengleichheit für alle und 
zur Bekämpfung von Mehrfachdiskriminierung. 
Mainstreaming der Gleichstellung und Folgenab-•	
schätzungsinstrumente in den politischen Maß-
nahmen, Strategien und Aktionsplänen, unter 
Berücksichtigung der Mehrfachdiskriminierung.

Vorschlag an NRO:
Schaffung von Foren und Netzwerken, um Ver-•	
ständnis, Dialog und Zusammenarbeit bezüglich 
der verschiedenen Gründe zu fördern.
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Empfehlung Nr. 4: Schulung und Bildung

Wirksamer Schutz vor Mehrfachdiskriminierung 
setzt voraus, dass das Phänomen bekannt ist und 
verstanden wird.

Vorschlag an die Mitgliedstaaten und die natio-
nalen Gleichbehandlungsstellen:

Nationale Gleichbehandlungsstellen dazu er-•	
mutigen und dabei unterstützen, integrierte 
Konzepte zu entwickeln, die Folgendes bein-
halten: Arbeit an einzelnen Gründen, Arbeit, 
die alle sechs Gründe gleichzeitig miteinander 
verknüpft, und auf sich überschneidende Grup-
pen ausgerichtete Arbeit.

Vorschläge an die nationalen Gleichbehandlungs-
stellen:

Schulung von Richtern und Rechtsanwälten in •	
der Erkennung, Verhütung und Inangriffnahme 
von Mehrfachdiskriminierung.
Schulung von Journalisten in der Erkennung, •	
Verhütung und Inangriffnahme von Mehrfachdis-
kriminierung.
Schulung von Arbeitgebern, Gewerkschaften •	
und Dienstleistern.
Einbeziehung des Gleichstellungsprinzips in •	
Bildungs- und Ausbildungshandbücher.
Schulung des Personals der nationalen Gleich-•	
behandlungsstellen, um es in die Lage zu ver-
setzen, Fälle von Mehrfachdiskriminierung zu 
erkennen und richtig zu handhaben.

Vorschlag an NRO:

Schulung von Mitgliedern in der Erkennung, •	
Verhütung und Inangriffnahme von Mehrfachdis-
kriminierung.

Empfehlung Nr. 5: Datenerhebung

Die Erhebung von Daten ermöglicht es Entschei-
dungsträgern und anderen Interessengruppen im 
Bereich der Antidiskriminierung und Gleichstel-
lung, ihre Bemühungen gezielt darauf auszurich-
ten, anfällige Personengruppen wirksam vor Dis-
kriminierung zu schützen. Das Fehlen von Daten 
für besonders anfällige Gruppen führt dazu, dass 
die Situation von Menschen mit sich überschnei-
denden Identitäten unsichtbar bleibt, was der Ver-
mutung Nahrung gibt, dass keine Diskriminierung 
auftritt. Ferner behindert dieser Mangel die Ent-
wicklung angemessener Antworten auf Mehrfach-
diskriminierung.

Vorschläge an die Europäische Kommission und die 
Mitgliedstaaten:

Strategien zur Erhebung von Gleichstellungs-•	
daten entwickeln; dabei sollten – mindestens 
– alle geschützten Gründe in den Lebensberei-
chen, wo Diskriminierung verboten ist, einbe-
zogen werden.
Verabschiedung eines EU- und eines natio-•	
nalen Aktionsplans, in dem die Maßnahmen 
dargelegt werden, die zur Entwicklung einer 
EU- und einer nationalen Wissensbasis über 
Mehrfachdiskriminierung ergriffen werden sol-
len, einschließlich Beobachtungssysteme.

Vorschlag an die nationalen Gleichbehandlungs-
stellen:

Daten mit Querverweisen auf die verschiede-•	
nen Gründe, um die Anzahl eingereichter Kla-
gen und bearbeiteter Fälle, in denen sich ver-
schiedene Gründe überschneiden, sichtbar zu 
machen. 
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Empfehlung Nr. 6: Förderung bewährter Ver-
fahrensweisen

Förderung bewährter Verfahrensweisen zur Ver-
hütung und Inangriffnahme von Mehrfachdiskri-
minierung unter Behörden, Arbeitgebern und Dienst-
leistern.

Vorschläge an die Sozialpartner und die nationalen 
Gleichbehandlungsstellen:

Bei Dienstleistern und Arbeitgebern dafür wer-• 
ben, dass sie auf innovative Weise auf spe-
zifische Identitäten, Erfahrungen und die Situa-
tion sich überschneidender Gruppen reagieren, 
indem Pilotvorhaben und innovative Projekte 
in diesem Bereich finanziert werden und die im 
Rahmen dieser Projekte erlangten Erkenntnisse 
allgemein verbreitet werden.
Fallstudien über bewährte Verfahrensweisen in  • 
der Beschäftigung und der Erbringung von Dienst- 
leistungen für sich überschneidende Gruppen 
entwickeln und fördern.
Unter Arbeitnehmern, Gewerkschaften und sek-• 
toralen Netzwerken von Dienstleistern einen Di-
alog über die Themen Mehrfachdiskriminierung 
und sich überschneidende Gruppen anstoßen.

Empfehlung Nr. 7: Förderung von NRO, die 
sich mit mehreren Gründen befassen

Um sich überschneidenden Gruppen eine Stimme 
zu geben, sollte die Schaffung von NRO, die sich mit 
mehreren Gründen befassen, angeregt und unter-
stützt werden.

Vorschläge an die Europäische Kommission:

Schaffung von Finanzierungsquellen auch für • 
NRO, die die Interessen sich überschneidender 
Gruppen vertreten und zum Ausdruck bringen.
Politische Maßnahmen für einen Dialog • 
zwischen politischen Entscheidungsträgern 
und Organisationen, die sich überschneidende 
Gruppen vertreten.
Unterstützung eines Netzwerks für das Peer-• 
Lernen unter Organisationen, die sich über-
schneidende Gruppen vertreten, und unter NRO, 
die sich mit einem einzigen Grund befassen.
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